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EDITORIAL

Eine erste Lehre aus der Pandemie

Bruno Parnisari

Stellvertretender Direktor, Bundesamt fiir Sozialversicherungen

Anlisslich der Munk Dialogues, einem digitalen kanadischen
Debattierforum, wurde der in den USA lebende kanadische
Journalist, Schriftsteller und Conférencier Malcolm Glad-
well eingeladen, sich zu den Auswirkungen der Covid-19-
Krise zu dussern. Er wies unter anderem auf die Langlebig-
keit von Gewohnheiten und kulturellen Werten hin: Diese
begleiteten uns wihrend Jahrzehnten und dnderten sich
nicht von heute auf morgen.

Tatsdchlich wird sich - nur aufgrund der Pandemie -
unser Verhalten vermutlich nicht stark dndern. Schon bald
werden wir uns wieder die Hinde schiitteln. Und auch wenn
sich Homeoffice und Online-Unterricht als zentral und niitz-
lich erwiesen haben, werden soziale Nihe und der infor-
melle, personliche und spontane Austausch nach der Pande-
mie zuriickkehren, denn wir alle brauchen sie.

Gleichzeitig wird die Pandemie langfristige Auswirkun-
gen auf die Gesellschaft haben. Die positiven Effekte der
Massnahmen, die ergriffen wurden, um die Ausbreitung der
Pandemie zu erschweren, werden wohl oft unterschitzt. Eine
kontrafaktische Analyse, also tiber eine mégliche Verbrei-
tung des Virus ohne Gegenmassnahmen, ist leider gegen-
wirtig noch von geringem Interesse. Die getroffenen Mass-
nahmen werden sich aber bedeutend auf die 6ffentliche und
private Verschuldung, auf soziale Ungleichheiten und per-
sonliche Schicksale auswirken.

2014 entwickelten die Sozialwissenschaftler Chris Ander-
son und David Sally in ihrem Buch «The Numbers Game: Why
Everything You Know About Football is Wrong» die beste
Strategie, um die Leistungen einer Fussballmannschaft zu
verbessern. Soll bei den Fahigkeiten des stirksten oder des
schwiachsten Spielers angesetzt werden? Thre Antwort ist
klar. In der Welt des Fussballs ist das schwichste Glied (wea-
kest link) der Knackpunkt. Demnach gilt es, die Fahigkeiten
und Stdrken des schwichsten Spielers zu verbessern.

Malcolm Gladwell sieht eine Analogie zur Covid-19-Krise:
Auch hier geht es darum, die vulnerabelsten Mitmenschen
zu schiitzen. Dies gilt fiir dltere oder pflegebediirftige Per-
sonen mit gesundheitlichen Problemen oder begrenzter
Eigenstindigkeit, aber auch fiir Selbstindigerwerbende
oder Arbeitnehmende mit niedrigen und oftmals unregel-
missigen Einkommen. In unserer vernetzten, sich rasch
wandelnden und immer komplexeren Welt hat der Grad der
gegenseitigen Abhangigkeit zwischen verschiedenen sozio-
kulturellen und demografischen Gruppen in den letzten Jah-
ren zugenommen. Die Pandemie hat diese Abhingigkeiten
weiter verstirkt.

Die Pandemie zeigt uns, dass es keinen Sinn hat, das Den-
ken und politische Handeln nur darauf auszurichten, die
starksten Individuen und Institutionen besser zu schiit-
zen. Neben der Versorgung und dem Schutz, die wir den
Schwichsten anbieten miissen, zeigt uns die Pandemie, dass
selbst im 21. Jahrhundert die Stabilitat des Sozialgefiiges und
des Wirtschaftssystems von den verfiigbaren Schutzmasken
aus Filterpapier, der Menge an Desinfektionsmittel auf Alko-
holbasis und der Anzahl freier Intensivbetten abhingt. «Your
team is only as good as the weakest link.» Dieser wertvolle
Grundsatz sollte uns zum Nachdenken anregen. Zweifels-
ohne ist es die erste Lehre, die wir aus der Pandemie ziehen
kénnen. ]
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Die Interinstitutionelle
/Zusammenarbelt im Zeichen
des Foderalismus

Carmen Schenk,
Sabina Schmidlin; Nationale I1Z-Fachstelle

Die Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) liegt in kantonaler Kompetenz. Entsprechend

vielfaltig sind das Verstandnis der IIZ und ihre Ausgestaltung. Die nationale IIZ-Fachstelle

wollte von den kantonalen [1Z-Koordinatorinnen und -Koordinatoren wissen, was zu einer

wirkungsvollen IIZ beitrdgt, und welches die aktuellen Herausforderungen sind.

In Anlehnung an den Einsetzungsbeschluss der nationa-
len II1Z definieren die meisten Kantone diese als gemein-
same Strategie der beteiligten Akteure, ihre sozialen
Sicherungs- und Integrationssysteme so aufeinander abzu-
stimmen, dass sie Menschen in schwierigen Lebenslagen
nachhaltig in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren ver-
moégen (EDI, EJPD, WBF 2017; vgl. Kasten). Hierfiir ist die
konkrete Zusammenarbeit auf der Einzelfallebene zentral.
In der Regel beteiligen sich die Institutionen des Systems
der sozialen Sicherheit als Partner an der 11Z, namentlich
die Arbeitslosenversicherung (ALV), die Invalidenversiche-
rung (IV) und die Sozialhilfe. Wihrend Migrations- und
Bildungsbehorden in der I1Z auf nationaler Ebene eine tra-
gende Rolle spielen, sind sie in der kantonalen IIZ nur sel-
ten vertreten.

ROLLE DER KANTONALEN 11Z-KOORDINATORINNEN
UND -KOORDINATOREN Bereits 2001 empfahl die Konfe-
renz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektorinnen und Volks-
wirtschafsdirektoren (VDK) zusammen mit der Konferenz
der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
(SODK) die Forderung der IIZ zwischen den Institutionen
der sozialen Sicherung. Die Empfehlungen wurden sowohl
beim Bund als auch in den Kantonen mit Interesse aufgenom-
men. Der Bund unterstiitzte die Entwicklung verschiedener
Zusammenarbeitsformen zur Forderung der IIZ in den ein-
zelnen Kantonen. Seit 2010 verfiigt jeder Kanton tiber einen
[1Z-Koordinator bzw. eine II1Z-Koordinatorin als Verbin-
dungsstelle zur Bundesebene. In gut zwei Fiinfteln der Kan-
tone sind die Koordinatorinnen und Koordinatoren beim
Arbeitsamt oder beim Regionalen Arbeitsvermittlungszen-
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Im Einsetzungsbeschluss iiber die nationale Organisation der 11Z
vom 29. Mérz 2017 wird Interinstitutionelle Zusammenarbeit (11Z)
wie folgt definiert:

«llZ umfasst die Zusammenarbeit von zwei oder mehreren Institutionen im Be-
reich der sozialen Sicherheit, Integration und Bildung (Arbeitslosenversicherung,
Invalidenversicherung, Sozialhilfe, Berufshildung und Auslénderintegration) mit
dem Ubergeordneten Ziel, die Eingliederungschancen von Personen in den ersten
Arbeitsmarkt zu verbessern und die verschiedenen Systeme optimal aufeinander
abzustimmen. Die Massnahmen und Angebote der Vollzugsstellen sollen — im
Interesse der unterstiitzten Person und des gezielten staatlichen Mitteleinsatzes
— wirksamer und effizienter eingesetzt werden kénnen. Die Zielsetzungen der
einzelnen Institutionen, insbesondere die Aushildungs- und Arbeitsintegration,
sollen mithilfe der IIZ unterstiitzt werden.»

trum (RAV) angestellt, in manchen Kantonen bei der IV-Stelle
und in wenigen Fallen beim Sozialamt.

In rund der Hilfte der Kantone sind die Koordinatorin-
nen und Koordinatoren nicht aktiv in die Abstimmung der
beruflichen und sozialen Integrationsbemithungen einge-
bunden. Manche Befragte dieser Kantone geben an, dass
dort die Koordination bilateral zwischen den verschiedenen
beteiligten Stellen erfolgt und dass die dafiir notwendigen
Massnahmen in den strategischen Gremien erarbeitet und
mit Projekten auf der operativen Ebene umgesetzt werden.

Wihrend die komplexen Fille in rund der Hélfte der Kan-
tone also eine Aufgabe der ausfithrenden Stellen sind, fillt
die Koordination der IIZ auf der Ebene des Einzelfalls in
manchen Kantonen explizit in die Zustdndigkeit der Koordi-
natorinnen und Koordinatoren. Dariiber hinaus zihlen die
Netzwerkpflege und der Austausch zwischen den Institutio-
nen zu ihrem Aufgabenkreis. Teilweise leisten sie auch Fach-
beratung zu Fragen der IIZ und unterstiitzen die ausfithren-
den Stellen

Einzelne Befragte berichten, dass die IIZ in ihrem Kanton
kaum existent und verankert ist. Welche Rolle ihr zukommt,
ist nicht ersichtlich und die Fallkoordination erfolgt dabei
eher zufillig.

WIE GESTALTET SICH DIE 11Z IN DEN KANTONEN?
Obschon die II1Z-Partner in verschiedenen Kantonen noch
keine gemeinsame Strategie erarbeitet haben, sind Struktu-
ren zur strategischen Steuerung und operativen Umsetzung
dennoch weit verbreitet. In den meisten Kantonen fungiert
ein Steuerungsgremium als Uberbau der 11Z. Es sorgt fiir die

strategische Ausrichtung, legt Ziele sowie Handlungsfelder
fest und erarbeitet Gesetzesgrundlagen oder Vereinbarun-
gen. Besetzt wird das Gremium von den Leitungen der in die
11Z involvierten kantonalen Amter.

Fiir die operativen Aufgaben ist in etwa der Hilfte der
Kantone eine Geschifts-, Fach- oder Koordinationsstelle
zustindig. Sie umfasst ein Kernteam mit operativer Fithrung
und eine Arbeitsgruppe aus Fachspezialistinnen und Fach-
spezialisten der Durchfithrungsstellen. Diese Stelle tiber-
nimmt hauptsichlich die Koordination und das Monitoring
der Fille, wenn Menschen mit Schwierigkeiten in mehreren
Lebensbereichen betroffen sind.

In rund der Hilfte der Kantone sind die IIZ-Prozesse
schriftlich festgehalten: entweder als Abbildung der Struk-
turen in Form eines Flussdiagramms oder dokumentiert in
Vereinbarungen. Die restlichen Kantone verfiigen tiber keine
definierten Prozesse, die eine koordinierte Fallarbeit ver-
bindlich festhalten. Am haufigsten orientiert sich der Pro-
zessverlauf an den finf Phasen des Case Managements mit
Anmeldung/Erstgesprich, Situationsanalyse, Zielvereinba-
rung/Handlungsplan, Monitoring und Fallabschluss.

Die IIZ will Integrations-
leistungen durch eine
Hand in Ubereinstimmung
bringen.

WIE WIRD DIE 11Z ZUM AUSDRUCK GEBRACHT? Von
einem IIZ-Fall ist gemeinhin in Situationen die Rede, in
denen mindestens zwei Institutionen des Systems der sozia-
len Sicherheit zusammenarbeiten. In der Regel sind dies die
ALV beziehungsweise das RAV und die IV oder das RAV und
die Sozialhilfe. Diese Basiskonstellation wird je nach Kanton
entweder enger oder weiter gefasst. In drei Kantonen muss
die betroffene Person zwingend beim RAV angemeldet sein
und in zwei Kantonen ist eine gesundheitliche Beeintrichti-
gung erforderlich, damit eine Aufnahme in die Strukturen
der IIZ erfolgt. In vereinzelten - vor allem kleineren Kanto-
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Allen Konstellationen gemeinsam ist die Voraussetzung,
dass die betroffene Person sich in einer schwierigen Lebens-
lage befindet. Mit der IIZ soll verhindert werden, dass sie sich
gleichzeitig oder nacheinander auf verschiedenen Amtern
melden muss. Vielmehr sollen die Integrationsleistungen
nach Méglichkeit durch eine Hand in Ubereinstimmung
gebracht werden.

WAS MACHT DIE I1IZ ERFOLGREICH? Wahrnehmung und
Bedeutung der IIZ sind kantonal sehr unterschiedlich.
Dadurch ergeben sich Chancen, zum Beispiel in der Form
von Ausgestaltungs- und Innovationsméglichkeiten oder
bei der Beriicksichtigung regionaler Gegebenheiten. Den-
noch ist eine gewisse Harmonisierung der Praxis anhand
minimaler normativer, organisatorischer und ressourcen-
technischer Kriterien erstrebenswert. Im Rahmen eines
durch die nationale I1Z-Fachstelle durchgefiihrten Webi-
nars diskutierten die Koordinatorinnen und Koordinato-
ren mogliche Erfolgsfaktoren fiir eine nachhaltige Veran-
kerung der IIZ und einigten sich im Wesentlichen auf vier

Kernelemente:

- Eine rechtliche Grundlage, ein politisches Commitment
(z.B. ein Regierungsratsbeschluss) und eine kulturelle
Durchdringung der 11Z auf Ebene der kantonalen Amter
sind wesentliche Voraussetzungen fiir die institutionel-

le Verankerung und eine hohe Bedeutung der I1Z bei den
Durchfiihrungsstellen.

- Definierte strategische Strukturen, zum Beispiel in Form
eines Steuerungsgremiums, ermoéglichen es, Strategien
und Zustindigkeiten verbindlich festzulegen.

- Ausreichende Ressourcen sind fiir eine erfolgreiche Um-
setzung der IIZ zentral. Dazu zihlen neben den Finanz-
mitteln auch personelle, fachliche und materielle Res-
sourcen.

- Ein wirksames Prozessmonitoring auf der operativen
Ebene in den Kantonen erzeugt Aufmerksamkeit und
Sichtbarkeit und steigert damit letztlich die Bedeutung
der I1Z.

AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN FUR DIE 1I1Z Die
Koordinatorinnen und Koordinatoren haben fiir die I1Z ak-
tuelle Herausforderungen identifiziert. Sie sind vor allem
organisatorischer und kultureller Art. Um sie nachhaltig
anzugehen, muss es den Beteiligten besser gelingen, iiber
die institutionellen Grenzen und Zustindigkeiten hinaus zu
denken und zu handeln:

- Ein eingeschrinktes Wissensmanagement zwischen und
innerhalb der Institutionen verlangsamt die Zusammen-
arbeit.

- Eine hohe Personalfluktuation bei den Durchfithrungs-
stellen fiihrt zu einem Wissens- und Know-how-Verlust bei
den Institutionen und erschwert eine nachhaltige interin-
stitutionelle Zusammenarbeit.

- Unterschiedliche finanzielle Zustindigkeiten kénnen bei
Vorleistungspflichten zu finanziellen Liicken fithren und
allenfalls die Bereitschaft aller beteiligter Akteure, im Sin-
ne der betroffenen Person nach einer guten Lésung zu su-
chen, bremsen.

- Institutionelle Abgrenzungen bei der Zustindigkeit er-
schweren zudem die gemeinsame Finanzierung von Inte-
grationsmassnahmen.

- Unterschiedliche Funktionsweisen und stark prigende
Strukturen der einzelnen Institutionen beschranken den
institutioneniibergreifenden Handlungsspielraum.

- Unterschiedliche Zielsetzungen und Gesetzesgrundlagen
kénnen zu Zielkonflikten fithren.
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BLICK IN DIE ZUKUNFT Aktuelle und zukiinftige I1Z-
Fragestellungen zielen darauf ab, Systemgrenzen zu tiber-
winden. Gleichzeitig findet die gesetzliche und die instituti-
onelle Weiterentwicklung innerhalb der bestehenden Struk-
turen (Sozialhilfe, IV und Arbeitslosenversicherung) statt.
Entsprechend wird die Arbeit der kantonalen IIZ immer
anspruchsvoller und komplexer. Die Aufarbeitung und Dar-
stellung von Best Practice, die Erarbeitung von Leitfaden
oder erfolgsversprechenden Kriterien durch die nationale
[1Z im Austausch mit den Koordinatorinnen und Koordinato-
ren konnen zu einer Harmonisierung der Praxis beitragen
und die Zusammenarbeit erleichtern. Die nationale IIZ berat
und unterstiitzt die Kantone bei Bedarf bei deren strategi-
schen Entwicklung der I1Z. Schliesslich stellt sie den Aus-
tausch zwischen Bund und Kantonen und unter den Kanto-
nen sicher.
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Ein starkes Commitment
zur Zusammenarbeit
Ist unabdingbar.

Um jedoch Systemgrenzen zu tiberwinden, braucht es
mehr als persénliche Kontakte unter den Akteuren, welche
die 1I1Z durchfithren. Voraussetzung fiir das Gelingen der
nachhaltigen sozialen und beruflichen Integration im Sinne
der betroffenen Person sind geeignete Rahmenbedingungen,
die dezentrale IIZ vereinfachen. Schliesslich ist auch ein star-
kes Commitment aller Beteiligten zur Zusammenarbeit im
Sinne dieses iibergeordneten Ziels unabdingbar. [ ]

Carmen Schenk
Master of Arts in Public Management and Palicy,
wissenschaftliche Mitarbeiterin Ressort
Querschnittleistungen, Staatssekretariat
fiir Wirtschaft (SECQ).
carmen.schenk@seco.admin.ch

Sabina Schmidlin

Lic. phil. I, Leiterin nationale IIZ-Fachstelle.
sabina.schmidlin@seco.admin.ch




Soziale Sicherheit / CHSS / 1/2021

SOZIALPOLITIK

Auswirkungen der Pandemie:
eine erste Bilanz

Bruno Parnisari,
Valérie Ruffieux; Bundesamt fiir Sozialversicherungen

Noch ist die Pandemie nicht besiegt. Eine erste Bilanz sei jedoch erlaubt. In der sozialen

Sicherheit werden die Auswirkungen der Krise verschiedene laufende Projekte vorantreiben.

So ist die Sanierung der Sozialversicherungen und die Schliessung von Systemliicken

dringender denn je.

Die Covid-19-Pandemie ist in erster Linie eine Gesundheits-
und humanitére Krise. Sie wird aber ebenso grosse wirt-
schaftliche und soziale Folgen haben, die auch nach der
Pandemie noch nachwirken werden. Zwischen Sommer und
Herbst 2020 haben sich die grossen internationalen Organi-
sationen (u.a. OECD; Weltbank; Internationale Arbeitsorga-
nisation, IAO) verschiedentlich mit den wirtschaftlichen und
sozialen Auswirkungen der Pandemie befasst und sich mit
den Beschiftigungsperspektiven oder den Folgen fiir den
Tieflohnbereich auseinandergesetzt. Die ersten Analysen
zeigen, dass die Pandemie bestehende Ungleichheiten und
die daraus entstehende soziale Instabilitit verstirken dirfte.

Das Ausmass der langfristigen wirtschaftlichen und so-
zialen Folgen wird einerseits von den wirtschafts-, finanz-
und sozialpolitischen Massnahmen abhingen, die bereits

10

ergriffen wurden oder noch getroffen werden. Andererseits
wird auch die Anpassungsfahigkeit unserer Gesellschaft
eine entscheidende Rolle spielen. Ein unerwarteter Schock
- wie bei einer Pandemie - und eine globale Wirtschafts-
rezession konnen kurzfristig verheerende Folgen haben.
Langfristig gesehen, ist jedoch alles offen. Gewisse Verhal-
tensweisen kénnen sich indern, Unternehmen und Gesell-
schaft sich an Neues anpassen. Aber noch ist nicht klar, wie
sich die Pandemie langfristig auf Wirtschaft, Wohlbefinden,
soziale Sicherheit, Gesundheitssystem oder Umwelt auswir-
ken wird.

Als dieser Artikel Ende Dezember 2020 verfasst wurde,
war es noch zu friith, um die wirtschaftlichen und sozialen
Folgen in ihrer Gesamtheit abzuschitzen. Uberlegungen
und eine erste Bilanz sind aber durchaus angezeigt. Wir zei-



gen auf, wie die Pandemie sozialpolitisch wichtige makro-
okonomische Faktoren beeinflusst und welche méglichen
Auswirkungen diese Entwicklungen haben kénnen. Danach
beleuchten wir einige wirtschaftliche Unterstiitzungsmass-
nahmen fiir Erwerbstitige, wie sie von den meisten Lindern
umgesetzt wurden, um die Auswirkungen der Pandemie auf
Wirtschaft und Arbeitsmarkt abzufedern. Die Massnahmen
dienten der kurzfristigen Schliessung von Liicken in der
sozialen Sicherheit, die die Krise aufgezeigt hat. Schliesslich
diirfte die Pandemie auch technologische, soziale und wirt-
schaftliche Verinderungen vorantreiben, deren Bedeutung,
Ausmass und mégliche Auswirkungen auf die soziale Sicher-
heit es zu beurteilen gilt.

EINNAHMEN UND AUSGABEN DER SOZIAL-
VERSICHERUNGEN UND VERWENDUNGSZWECK Seit
Mitte des letzten Jahrhunderts durchlebten die industria-
lisierten Volkswirtschaften und modernen Gesellschaften
mehrere unterschiedlich lange Krisen und Ubergangspha-
sen. Infolge geeigneter Interventionen und Massnahmen
von Regierungen und Zentralbanken fanden unsere komple-
xen Wirtschaftssysteme oft - manchmal schneller, manch-
mal weniger schnell - zu Stabilitidt und Wachstum zurtick.
Leider war dies aber nicht immer vollstindig der Fall:
Manchmal kam es beim Wohlstand, bei den Beschiftigungs-
zahlen und den Steuereinnahmen zu dauerhaften Niveau-
verschiebungen nach unten (verglichen mit einem Szenario
ohne Krise). Entsprechend kénnen schwere Wirtschaftskri-
sen sich nachhaltig auf Wirtschaft und 6ffentliche Finan-
zen auswirken.

Die Gesundheits- und Wirtschaftskrise 2020 verschlech-
tert die finanzielle Situation der Sozialversicherungen
sowohl einnahme- als auch ausgabeseitig. Im Kampf gegen
die Covid-19-Pandemie und ihre Auswirkungen beschlossen
die Schweiz, die meisten OECD- sowie andere Linder Son-
derfinanzierungen zur Unterstiitzung der Wirtschaft und
leiteten rasch Hilfsmassnahmen fiir Unternehmen, Erwerbs-
titige oder Privathaushalte ein. Trotzdem werden Stellen-
verluste sowie zunehmende Arbeitslosigkeit und Konkurse
die Einnahmeseite beeinflussen. Die Auswirkungen der
Krise werden die kiinftige Entwicklung der Lohnsumme
und damit die Sozialversicherungsbeitrige - das heisst die
Hauptfinanzierungsquelle der meisten Sozialversicherun-

1"

SOZIALPOLITIK / Auswirkungen der Pandemie: eine erste Bilanz

gen - beeintrachtigen. Nach Schitzungen des BSV diirften
die kumulierten Einnahmen der Sozialversicherungen der
1. Sdule (AHV/IV/EO) zwischen 2020 und 2030 rund 5 Mrd.
Franken unter den Prognosen von Ende 2019, also von vor der
Pandemie, liegen.

Wie wird die Schweiz aus der Covid-19-Krise hervorgehen?
Das Szenario der langsamen Normalisierung gilt derzeit als
das wahrscheinlichste. Es stiitzt sich auf die Annahme, dass
die Krise mittelfristig begrenzte, aber doch reale Auswir-
kungen auf die 6konomischen Variablen wie Konsum, Inves-
titionen und Einkommen sowie auf den Arbeitsmarkt haben
wird (Seco 2020).

Um das Finanzvolumen der gesamten Sozialversiche-
rungsausgaben eines Landes (Gesundheitskosten, Einkom-
mensersatz bei Alter, Invaliditit, Erlebensfall, Arbeits-
losigkeit, Krankheit, Unfall, berufsbedingten Erkrankungen
und Mutter- oder Vaterschaft sowie Familienleistungen,
inkl. Verwaltungskosten) und die Entwicklung dieses Volu-
mens beurteilen zu kénnen, wird in der Regel der Anteil am
BIP herangezogen. Fiir die Schweiz und die Nachbarlinder
(Deutschland, Frankreich, Italien und Osterreich) wird die
Pandemie kurz- und sicherlich mittelfristig zu einem un-
erwarteten Anstieg dieses Anteils fithren. Das geht auch aus
den provisorischen Zahlen fiir die Jahre 2020 und 2021 her-
vor (siehe Grafiken G1 und G2).

Wie sind diese Grafiken fiir die Schweiz und die darge-
stellten Nachbarlidnder zu interpretieren? Zunachst wider-
spiegelt die anteilmissige Zunahme der Sozialversiche-
rungsausgaben am BIP seit der Finanzkrise vor allem eine
strukturelle Entwicklung (ausgabenseitig: insbesondere
die Folgen der demografischen Alterung und der vermehr-
ten Inanspruchnahme hochwertiger Giiter und Dienstleis-
tungen im Gesundheitsbereich; einnahmen- und BIP-seitig:
vor allem Verlangsamung des Produktivititswachstums). Die
Pandemie wird diese Diskrepanz zwischen den Einnahmen
und den Ausgaben im Bereich der sozialen Sicherheit zumin-
dest voriibergehend noch vergréssern.

Durch die anteilmissige Zunahme der Sozialausgaben am
BIP diirften z.B. die derzeit in der Schweiz laufenden Refor-
men (AHV 21 [19.050], Reform BVG 21 [20.089]) zusitzlich
unter Druck geraten, insofern dort schon heute die Siche-
rung des finanziellen Gleichgewichts der Sozialversicherun-
gen im Zentrum steht. Angesichts der knappen finanziellen
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Total Sozialversicherungsausgaben in % des BIP, Schweiz (Prognosen 2020, 2021)

BIP und Ausgabentotal, zu laufenden Preisen,
1995 =100

Quellen: BFS, Seco, Berechnungen BSV.
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Ausgaben Total Bruttoinlandprodukt in % des BIP

Total Sozialversicherungsausgahen in % des BIP, Durchschnitt der Nachbarlander Frankreich, Italien, Deutschland, Osterreich

(Prognosen 2020, 2021)

BIP und Ausgabentotal, zu laufenden Preisen,
1995 =100

Quellen: Eurostat, Berechnungen BSV.
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Ressourcen wird den Reformprojekten gréossere Relevanz
zukommen. Auch die Bemithungen, das Sozialversicherungs-
system zu vereinfachen und effizienter zu gestalten, wer-
den durch die knapperen finanziellen Mittel an Legitimitat
gewinnen. In diesem Zusammenhang bietet die Digitalisie-
rung Losungen, die vermehrt genutzt werden sollten. Insbe-
sondere in der 1. Sdule, deren Durchfithrungsstellen dabei
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sind, verschiedene Prozesse umzustellen, ist die Digitalisie-
rung im Gang. Diesen Arbeiten werden nach der Krise eine
noch grossere Bedeutung zukommen.

BEISPIELE FUR UNTERSTUTZUNGSMASSNAHMEN
FUR ERWERBSTATIGE, IN DER SCHWEIZ UND IM AUS-
LAND Die bestehenden Systeme der sozialen Sicherheit



haben sich bei der Bekampfung der wirtschaftlichen Folgen
der Pandemie grundsitzlich als effizient erwiesen. Ange-
sichts des aussergewohnlichen Ausmasses der Krise muss-
ten einige Leistungen allerdings ausgeweitet werden. Die
Schweiz sowie andere europiische Staaten und verschie-
dene OECD-Lander haben wahrend der Pandemie ausserdem
Ad-hoc-Massnahmen eingefiihrt; v. a. fiir Personen, die durch
die Maschen des hergebrachten Sozialschutzes fallen. Dazu
zihlen Personen in prekiren atypischen Arbeitsverhiltnis-
sen, z.B. Arbeitnehmende auf Abruf, Temporirarbeitende
oder gewisse Selbstindigerwerbende (oder Scheinselbstan-
dige).

Zunichst haben sich die Geldleistungen bei Krankheit,
d.h. das Ersatzeinkommen im Krankheitsfall, als zentral
erwiesen. Hier ging es einerseits darum, die Prekarisierung
der betroffenen Erwerbstdtigen zu bekdmpfen, andererseits
sollte aber auch die Ausbreitung der Pandemie verhindert
werden. Dies gilt auch fiir Mitarbeitende in Quarantine, die
nicht von zu Hause aus arbeiten kénnen. Ohne entsprechende
Leistungen hitte bei erkrankten oder infizierten Erwerbsti-
tigen das Risiko bestanden, dass sie trotzdem gearbeitet und
dadurch andere Personen angesteckt hitten.

Einige Staaten haben daher beschlossen, Leistun-
gen zur Deckung dieser Risiken zu gewihren bzw. beste-
hende Leistungen zu erweitern. Insbesondere wurden die
Leistungen auch auf Erwerbstatigenkategorien ausgewei-
tet, die durch die etablierten Systeme nicht gedeckt sind,
z.B. auf Selbstandigerwerbende. Mit der Einfithrung des
Corona-Erwerbsersatzes hat auch die Schweiz auf neue
dringende Bediirfnisse reagiert (BSV 2020). Kanada wiede-
rum gewihrte Erwerbstitigen, die aufgrund der Pandemie
ihre Arbeit unterbrochen haben, eine voriibergehende Not-
fallleistung (PCU), die Krankheit, Quarantane oder Selbst-
isolation abdeckte. Im Herbst 2020 ersetzte die kanadische
Regierung die PCU u.a. durch das kanadische Kranken-
geld zur Konjunkturerholung. Dieses wird zwischen dem
27. September 2020 und dem 25. September 2021 wihrend
héchstens zwei Wochen ausgerichtet und auch an Selbstan-
digerwerbende ausgezahlt, die grundsatzlich nicht obliga-
torisch durch die traditionelle kanadische Krankentaggeld-
versicherung gedeckt sind (kanadische Regierung 2020).
Nebst Kanada haben namentlich auch Australien, Frank-
reich, Korea, Portugal, Russland, Spanien, das Vereinigte
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Koénigreich und die Vereinigten Staaten vergleichbare
Regelungen eingefiihrt (IAO 2020; OECD 2020).

Weitere Sozialversicherungsleistungen, die sich als ent-
scheidend erwiesen haben, sind jene der Arbeitslosenver-
sicherung (im weiteren Sinne). Diese bestehenden oder pan-
demiebedingt eingefiihrten Leistungen - ob traditionell,
erweitert oder ganz neu (z.B. in Australien und Kanada) -
haben das Einkommen gesichert und in einigen Fallen dank
Kurzarbeitsentschidigung die Weiterbeschaftigung ermég-
licht, ohne die Finanzen des betreffenden Arbeitgebers tiber-
missig zu belasten. Mehrere Linder, die bereits iiber ein
entsprechendes System verfiigten, haben entweder die admi-
nistrativen Ablidufe vereinfacht, die Deckung erweitert (ins-
besondere auf Selbstandigerwerbende) oder die Leistungen
erhoht (Brasilien, Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien,
Tiirkei; IAO 2020, OECD 2020).

In der Schweiz wurden die Abldufe fiir die Kurzarbeits-
entschidigung administrativ vereinfacht sowie Dauer und
Beziigerkreis stark ausgeweitet. So haben bestimmte Arbeit-
nehmende, die auf Abruf arbeiten und deren Beschifti-
gungsgrad starken Schwankungen unterliegt (mehr als
20%), neu Anspruch auf Kurzarbeitsentschidigung. Der
Arbeitsausfall wird auf der Basis der letzten sechs oder
zwolf Monate vor Beginn der Kurzarbeit berechnet, wobei
der fiir die auf Abruf arbeitende Person giinstigste Ausfall
beriicksichtigt wird (Art. 8/ Covid-19-Verordnung Arbeits-
losenversicherung). Nebst der Ausweitung dieser Arbeits-
losenleistung im engeren Sinn hat die Schweiz mit dem
Corona-Erwerbsersatz eine neue Leistung eingefiihrt, die
insbesondere an Selbstindigerwerbende ausgerichtet wird,
die keinen Zugang zur Arbeitslosenversicherung haben
(Covid-19-Verordnung Erwerbsausfall). Anspruch auf Coro-
na-Erwerbsersatz haben somit Selbstindigerwerbende, Per-
sonen in arbeitgeberidhnlicher Stellung und deren mitar-
beitende Ehegatten oder eingetragene Partnerinnen oder
Partner, die aufgrund einer behérdlichen Massnahme 1)
ihren Betrieb schliessen miissen, 2) vom Veranstaltungs-
verbot betroffen sind oder 3) ihre Erwerbstitigkeit wesent-
lich einschrinken miissen (fiir weitere Informationen siehe
BSV 2020).

Zahlreiche Staaten, darunter auch die Schweiz, waren
also gezwungen, spezifische Massnahmen einzufiihren vor
allem fiir Personen in prekiren atypischen Arbeitsverhalt-
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nissen oder fiir Selbstindigerwerbende, die tiber die tradi-
tionellen Systeme der sozialen Sicherheit meist schlechter
abgedeckt sind. Somit zeigte die Pandemie die Notwendig-
keit auf, wihrend gewisser akuter Krisen den Zugang zum
sozialen Schutz zu erweitern.

ZUNAHME DER STAATSVERSCHULDUNG Die meisten
der beschriebenen Massnahmen, die unerlisslich waren
und rasch umgesetzt werden mussten, wurden grosstenteils
durch eine zusitzliche Verschuldung der 6ffentlichen Hand
finanziert.

Im Fall der Schweiz gefihrdet die bis 2024 prognosti-
zierte Zunahme der Staatsschuld (EFV 2021) die Einhaltung
bestimmter Kriterien (wie die als Vergleichswerte interes-
santen Maastricht-Regeln) nicht und erreicht bis 2024 kei-
nen kritischen Wert. Dies gilt aber nicht fiir alle OECD-Lin-
der. In den USA hatte die Staatsverschuldung iiber lingere
Zeit hinweg (1990 bis 2008) bei rund 60 Prozent des BIP
gelegen (FRED 2021). Nach der Finanzkrise 2009 nahm sie
schrittweise zu und iiberschritt im 2. Quartal 2020 den
Wert von 135 Prozent. Im Euroraum bzw. in den EU-Lindern
war die Staatsschuldenquote bereits vor 2020 im Schnitt
sehr hoch (Europdische Kommission 2020). Zwischen Ende
2019 und 2020 diirfte die Staatsverschuldung im Euroraum
dann noch einmal von gut 86 auf 95 Prozent angestiegen
sein.

Die Pandemie ist noch nicht vorbei und die Politik muss
weiterhin fir staatliche Unterstiitzung sorgen, um die durch
die Pandemie und die verschiedenen Shutdown gefihrde-
ten Wirtschaftszweige, Unternehmen und Arbeitsplitze zu
erhalten. Die massiven Finanzhilfen werden die Staatsver-
schuldung weiter in Rekordhéhe treiben, auch wenn die Kos-
ten der Verschuldung wegen tiefer Zinsen derzeit auf histo-
risch tiefem Niveau sind.

Obwohl die Zunahme der Staatsverschuldung voriiber-
gehend und unumginglich ist, wird sie mittelfristig Stra-
tegien zur Schuldenbewiltigung mit Sparmassnahmen in
gewissen Bereichen zur Folge haben. Die Schuldenpolitik
wird keine einfache Aufgabe sein, da das Umfeld, bedingt
durch die demografische Alterung und die kiinftige Ent-
wicklung des Gesundheitssystems, von hohen Erwartungen
gepragt sein wird.
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NACHHALTIGE STARKUNG DES SOZIALEN
SCHUTZES? Die Pandemie hat viele Vorteile der Digitalisie-
rung verdeutlicht, ohne die die Arbeit im Homeoffice nicht
moglich gewesen wire, und auch die Méglichkeiten der Platt-
formokonomie und des Onlinehandels aufgezeigt. Gleich-
zeitig hat sie aber auch die wirtschaftliche und soziale Ver-
letzlichkeit gewisser Erwerbstitiger, die gerade in diesen
Wirtschaftszweigen tibervertreten sind, sowie bestimmter
Gruppen von Selbstidndigen (z.B. Kulturschaffende) aufge-
deckt. Die Krise hat verdeutlicht, wie fragil die finanzielle
Situation zahlreicher Selbstindigerwerbender und Klein-
unternehmen ist: Thre finanziellen Reserven reichen meist
nicht aus, um ein Risiko wie einen voriitbergehenden Arbeits-
ausfall zu decken.

Allen Zugang zu sozialem Schutz zu gewihrleisten, ist
ein Anliegen, das schon vor der Coronakrise bestand. Der
Rat der Europiischen Union beispielsweise hat sich bereits
in einer Empfehlung vom 8. November 2019 dafiir ausgespro-
chen, «allen Arbeitnehmern und Selbstindigen Zugang zu
einem angemessenen Sozialschutz zu gewéihren» (Rat 2019).
Die IAO im Weiteren rief in ihrer Erklarung fiir die Zukunft
der Arbeit anlisslich ihres hundertjahrigen Bestehens dazu
auf, die Fihigkeiten aller Menschen so zu stirken, dass sie in
der Lage sind, die Chancen einer sich wandelnden Arbeits-
welt zu nutzen. Hierfiir sei unter anderem der universelle
Zugang zu umfassendem und nachhaltigem Sozialschutz
notig. Und auch der Bundesrat hat das Eidgendssische Depar-
tement des Innern bereits 2017 damit beauftragt zu priifen,
ob die sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingun-
gen flexibilisiert werden miissen, um die innovativen neuen
Arbeitsmodelle besser einzuordnen.

Hitte ein universeller Zugang zur sozialen Sicherung (v.a.
zur Arbeitslosen- und Krankentaggeldversicherung), insbe-
sondere auch fiir Selbstindigerwerbende, tatsichlich gehol-
fen, die Krise besser zu bewaltigen? Und liessen sich dhn-
liche Krisen so kiinftig besser bestehen? Das ist ungewiss.
Andernorts kénnen sich Selbstindigerwerbende bereits frei-
willig in der Arbeitslosenversicherung versichern; allerdings
machen nur wenige von dieser Moglichkeit Gebrauch. Die
deutsche Regierung hat Ende 2020 Zahlen dazu verosffent-
licht (Deutscher Bundestag 2020): Seit 2010 ist die Zahl der
Selbstandigerwerbenden, die sich freiwillig gegen Arbeitslo-
sigkeit versichern, deutlich zuriickgegangen. Wihrend 2010



noch rund 261000 Selbstindige (und damit etwa 7% aller
deutschen Selbstindigen) gegen Arbeitslosigkeit versichert
gewesen waren, waren es 2019 nur noch ca. 74 ooo (Anteil von
rund 2%). Um das tiefe Interesse an der freiwilligen Arbeits-
losenversicherung zu verstehen, miissten natiirlich die ent-
sprechenden Modalitdten analysiert werden.

Ist eine Pandemie das einzige Szenario, das die Aus-
iibung der Erwerbstitigkeit so einschneidend behindern
kann? Nicht unbedingt. Grosse klimatische Verinderungen,
die Auswirkungen von Terroranschligen oder grossange-
legten Cyberattacken sind ernstzunehmende Bedrohungen,
die vergleichbare Folgen haben kénnen. Die soziale Absiche-
rung bei Erwerbsunfihigkeit Selbstindigerwerbender und
Erwerbstitiger in prekaren atypischen Arbeitsverhiltnissen
ist somit eingehend zu iiberdenken. Dabei ist den Heraus-
forderungen Rechnung zu tragen, die fiir ihre Umsetzung
oft als hinderlich gelten. Wenn wir nichts unternehmen, fin-
den wir uns frither oder spater in der gleichen Situation wie
2020 wieder: Liicken im System werden durch improvisierte
offentliche Ausgaben gedeckt, die diverse (nicht kontrollier-
bare) Auswirkungen auf die Einkommensverteilung haben.

VOR- UND NACHTEILE DER DIGITALISIERUNG Fast alle
Linder verzeichneten wihrend der Pandemie eine vermehrte
Nutzung digitaler Kommunikationsmittel fiir Arbeit, Unter-
richt und Freizeit. Auch der Onlinehandel (fiir Einkéufe,
Verkdufe und Beratungsdienstleistungen) und die Verwen-
dung digitaler Zahlungsmittel (Nutzung von Kreditkarten
und Mobiltelefonen anstatt Bargeld) erlebten einen Auf-
schwung. Erste Analysen bestatigen, dass die Covid-19-Epi-
demie die Schliessung von Bankfilialen beschleunigt und
das Zahlungsverhalten nachhaltig verandert (Dietrich et al.
2020). Die Digitalisierung, die bereits vorher begonnen hat,
wird durch die Pandemie vorangetrieben; einige Anderun-
gen werden tiefgreifend und zweifelsohne dauerhaft sein.
Das mobile Arbeiten, das unter bestimmten Voraussetzun-
gen zu unserer neuen Normalitit werden wird, und des-
sen wirtschaftlichen und sozialen Folgen werden zu einer
Anpassung des institutionellen Rahmens fiithren.

Die Digitalisierung der Wirtschaft hat durchaus erfreu-
liche Seiten, konnten dank ihr doch die meisten Tatigkeiten
weitergefithrt werden, obwohl zahlreiche Infrastrukturen
zum Erliegen kamen. Dass die Digitalisierung neue Beschif-
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tigungsmoglichkeiten bietet, war bereits bekannt. Nun ist
klar, dass sie ausserdem ein Weiterfunktionieren erméglicht,
wenn sonst (fast) alles stillsteht.

Diese Vorteile diirfen jedoch nicht die Schattenseiten der
Digitalisierung tiberdecken, die dringender denn je ange-
gangen werden miissen. Einer der ersten Ansatzpunkte muss
die Weiterbeschiftigung oft gering qualifizierter Arbeit-
nehmender sein, die ihre Arbeit durch die Digitalisierung
gefihrdet sehen. Die Digitalisierung fiihrt nicht zu einem
massenhaften Abbau von Arbeitsplitzen. Vielmehr bringt
sie neue Beschiftigungsformen hervor, die es bei der Ein-
fiihrung der heutigen Systeme der sozialen Sicherheit noch
nicht gab. Entsprechend ist dafiir zu sorgen, dass die neuen
Typen von Erwerbstitigen auch einen angemessenen Sozial-
schutz erhalten.

Die Covid-19-Pandemie beschleunigt die Digitalisierung,.
Gleichzeitig diirfte sie aber auch die Umstrukturierung der
geltenden Systeme der sozialen Sicherung vorantreiben. In
diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass
die Digitalisierung sowohl Gewinner als auch Verlierer her-
vorbringt.

FAZIT Wie jede grosse Krise wird auch die Covid-19-Pan-
demie dauerhafte soziale und wirtschaftliche Folgen fiir
unsere Gesellschaft haben. Diese Veranderungen sollten uns
aber keine Angst machen. Auch vor der Pandemie war die
Welt nicht auf dem nachhaltigsten aller Entwicklungskurse;
obschon viele bisherige Krisen auch Anlass fiir Fortschritt
waren (im Zuge der Finanzkrise 2008 wurde beispielsweise
eine bessere Regulierung des Bankensektors eingefiihrt).
Die Covid-19-Krise zeigt, wie wichtig ein konstruktiver, qua-
litativ hochstehender Dialog zwischen Wissenschaft und
Politik ist. Bleibt zu hoffen, dass er nach der Krise fortgesetzt
wird, auch ausserhalb des Gesundheitssektors.

Die langfristigen Auswirkungen der Pandemie auf die
Einnahmen der 6ffentlichen Hand und der Sozialversiche-
rungen sind noch nicht zu beziffern; sie wird die politischen
Priorititen aber beeinflussen. Zum einen wird die héhere
Verschuldung verschiedener OECD-Lander mittelfristig
sicherlich finanzielle Konsolidierungsmassnahmen erfor-
dern. Wenn die privaten Akteure (Haushalte und Unterneh-
men) von Steuererhchungen ausgehen, kann dies mittelfris-
tig negative Auswirkungen auf Konsum und Investitionen
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haben. Zum anderen kann die Beschleunigung der Digita-
lisierung und der digitalen Wirtschaft Innovationen und
neue Wachstumsquellen férdern, was fiir bestimmte Bevol-
kerungsgruppen Chancen, aber auch neue Risiken birgt. Die
Beschleunigung des digitalen Wandels wird auch den 6ffent-
lichen Sektor beeinflussen. Strukturelle Veranderungen,
flexiblere Volkswirtschaften und digitalere Gesellschaften
kénnen zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt bei-
tragen. Ebenso kann die Covid-19-Krise eine Neuausrichtung
hin zu einer inklusiveren und nachhaltigeren wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung bedeuten. Dazu miissen aber
vor allem geeignete integrative Massnahmen beschlossen
und umgesetzt werden. [ ]

LITERATUR

Eidgendssische Finanzverwaltung (EFV 2021): Datencenter
(Online-Quelle): Gesamthaushalt > Zahlen im Uberblick > Schulden:
www.efv.admin.ch/efv/de/home.html > Datencenter.

FRED Federal Reserve Bank of St. Louis (FRED 2021): Federal Debt:
Total Public Debt (GFDEBTN)(Online-Quelle); [St. Louis: U.S. Department
of the Treasury. Fiscal Service] fred.stlouisfed.org/series/GFDEBTN
(abgerufen am 3. Januar 2021).

Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV 2020): Entschédigung fir
Erwerbsausfall bei Massnahmen gegen das Coronavirus (Online-Quelle):
[Bern: BSV]: www.bsv.admin.ch > Sozialversicherungen

> EQ/Mutterschaft > Grundlagen & Gesetze > Corona:

Entschadigung fir Erwerbsausfall (abgerufen am 30. Dezember 2020).

Deutscher Bundestag (2020): 19/22414 — auf die kleine Anfrage —
Drucksache 19/21976 — Entwicklung der Arbeitslosenversicherung

fiir Selbstandige (22. September 2020): www.bundestag.de > Dokumente
> Drucksachen > WP 19 > 19/22414 (PDF).

Dietrich, Andreas; Karrer, Norman J.; Weinrich, Wieland (2020):

Wird nach dem Covid-Lockdown die Akzeptanz digitaler Kanéle im Banking
steigen? Erste Erkenntnisse mit Daten zur verdanderten Kanalnutzung
(Online-Quelle); [Hochschule Luzern: IFZ Retail Banking Blog]:
www.blog.hslu.ch/retailbanking/ > 4. Mai 2020.

European Commission (2020): «Government dept up to 95.1 %

of GDP in euro area», in Eurostat Newsrelease Euroindicators (157/2020),
22 October 2020: ec.europa.eu > English > Statistics

> Search Eurostat Statistics > News >22/10/2020.

Internationale Arbeitsorganisation (IAQ 2020): The impact of the COVID-19
pandemic on jobs and incomes in G20 economies. Presentation of the
ILO-OECD Covid-19 report, presented at the 3@ Employment Working
Group (EWG) meeting under the Saudi G20 Presidency (virtual meeting,
19-20 August 2020); [Genf: ILO]: www.ilo.org > search ilo.org

> Titel des Dokuments eingeben (nur in Englisch verfiigbar).

Kanadische Regierung (2020): Prestation canadienne d'urgence (PCU):
Fermée (Online-Quelle); [Ottawa: Gouvernement du Canadal:
www.canada.ca/fr/services/prestations/ae/pcusc-application.html
(abgerufen am 30. Dezember 2020; nur in Franzdsisch und Englisch).

0ECD (2020): Lutte contre le coronavirus — Suivi des politiques
par pays (Online-Quelle; nur in Englisch):
www.oecd.org/coronavirus/country-policy-tracker/.

Seco (2020): Szenarien zur BIP-Entwicklung der Schweiz, 15.12.2020
(Online-Quelle); [Bern: SECO]: www.seco.admin.ch > Wirtschaftslage
& Wirtschaftspolitik > Wirtschaftspolitik > Wachstum > Szenarien zur
BIP-Entwicklung der Schweiz (XLS; abgerufen am 30. Dezember 2020).

SR 830.31 Verordnung iiber Massnahmen bei Erwerbsausfall im
Zusammenhang mit dem Coronavirus (Covid-19) vom 20. Méarz 2020;
(Covid-19-Verordnung Erwerbsausfall).

SR 837.033 Verordnung (iber Massnahmen im Bereich der Arbeitslosen-
versicherung im Zusammenhang mit dem Coronavirus (Covid-19)
vom 20. Mérz 2020; (Covid-19-Verordnung Arbeitslosenversicherung).

Rat der Europaischen Union (Rat 2019): Empfehlung des Rats vom

8. November 2019 zum Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer

und Selbststandige (2019/C 387/01): eur-lex.europa.eu/homepage.html
?locale=de > Schnellsuche > 32019H1115(01).

Internationale Arbeitsorganisation (IAQ 2019): Jahrhunderterklédrung der
IAO fir die Zukunft der Arbeit (26. Juni 2019); [Genf: ILO]: www.ilo.org
> Publications > Documents de réunions > Juin 2019 > Déclaration (PDF).

Bruno Parnisari

Dr. &s sc. écon. et sac., stellvertretender Direktor
und Leiter des Geschaftsfelds Mathematik, Analy-
sen und Statistik, BSV.
bruno.parnisari@bsv.admin.ch

Valérie Ruffieux

Juristin und stellvertretende Leiterin des Bereichs
internationale Organisationen, BSV.
valerie.ruffieux@bsv.admin.ch




FAMILIE, GENERATIONEN UND GESELLSCHAFT

Sozialhilfe: Handlungsbedart
bel Rechtsschutz und -beratung?

Gesine Fuchs, Hochschule Luzern
Melanie Studer, Berner Fachhochschule

Soziale Sicherheit / CHSS / 1]2021

Um Sozialhilfebeziehenden vollumfanglichen Rechtsschutz zu gewdhrleisten, miissen die

Rechtsberatungsstellen gestarkt, die unentgeltliche Rechtspflege ausgebaut und die Sozial-

dienste personell besser ausgestattet werden. So das Fazit einer Studie, die die Zugangs-

moglichkeiten zu unabhingiger Rechtsberatung und effektivem Rechtsschutz untersuchte.

Haben Armutsbetroffene in der Schweiz als Sozialhilfebezie-
hende Zugang zu unabhingiger Rechtsberatung? Wie tragen
Rechtsberatungsstellen zu deren Rechtsschutz bei, d. h., wie
verhelfen sie ihnen zu ihrem Recht, in angemessener Zeit
von einer unabhidngigen staatlichen Instanz eine Entschei-
dung zu erhalten? Und besteht schliesslich der Bedarf, den
Rechtsschutz und die Rechtsberatung fiir Armutsbetroffene
zu stiarken? Die Hochschule Luzern und die Universitét Basel
sind im Auftrag des Bundesamts fiir Sozialversicherungen
diesen Fragen aus einer umfassenden rechtssoziologischen
Perspektive nachgegangen.

EINFLUSSFAKTOREN AUF DEN RECHTSSCHUTZ IN DER
SOZIALHILFE Verschiedene strukturelle, prozedurale und
situative Faktoren kénnen den Zugang zum Recht einschran-
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ken. Dabei kann es sich um administrative, soziale oder 6ko-
nomische Hiirden handeln und/oder das Wissen, das Rechts-
bewusstsein oder die Verfiigbarkeit unabhingiger Beratung
und Rechtsvertretung betreffen.

In der Untersuchung wurden die Einflussfaktoren, die die
Forschung bislang herausgearbeitet hat (vgl. insbesondere
Marchiori 2016, de Langen/Barendrecht 2008 und Sandefur
2008), in ein Modell integriert und unter die Lupe genom-
men (vgl. Grafik G1):

- Was sind die rechtswissenschaftlichen Grundlagen?
- Wie ist das Prozessrecht ausgestaltet und welche
Auswirkungen hat es?
- Was wissen Betroffene iiber ihre Rechte und
wie kommen sie zu Informationen und Beratung?
- Wie arbeiten die Beratungsstellen?
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Dazu wurden Rekursinstanzen befragt und eine Zufalls-
auswahl von Gerichtsurteilen analysiert sowie Rechts-
dienste der Sozialbehorden interviewt. Letztere haben mit
ihrer rechtlichen Expertise und Information ebenfalls
wesentlichen Einfluss auf den Rechtsschutz ihrer Klientin-
nen und Klienten. In einer Online-Umfrage wurden Bera-
tungs- und Ombudsstellen sowie Anwiltinnen und Anwilte
mit Spezialisierung auf Sozialversicherungs- oder Sozial-
hilferecht befragt. Erganzt wurde dies mit Interviews von
Betroffenen und Beratungsstellen. Die Online-Umfragen
wurden in der ganzen Schweiz durchgefiihrt, die anderen
Erhebungen in den vier Fallstudienkantonen Genf, Fribourg,

Zirich und St.Gallen. Die Kantone unterscheiden sich
sprachlich, sozialstrukturell und im Differenzierungsgrad
ihrer Sozialhilfegesetze und -verordnungen.

Die Studie zeigt, dass Beratungsstellen mit Rechtsbera-
tung besonders wichtig sind, weil sie einen tatsichlichen
Zugang zum Recht auf Rechtsschutz schnell und unmittel-
bar erméglichen. Aber auch die Klarheit der Formulierung
des Sozialhilferechts (Normenklarheit) und die Abldufe bei
Beschwerden sind hier relevant, ebenso wie juristisches
Fachwissen und angemessene Informationen aufseiten der
Sozialdienste. Aus den Resultaten ergeben sich drei wichtige
Handlungsfelder:

Modell der Einflussfaktoren auf guten Rechtsschutz in der Sozialhilfe

Materielles Recht
(Schnittmengen, Klarheit)

G1

Prozessrecht
(Kosten, Verfahrensstufen, Bei-
stand, Dauer, aufschiebende Wir-
kungen, Untersuchungsgrundsatz)

Armutsbetroffene und
Sozialhilfebeziehende

Hohe Verletzlichkeit

Vertrauen in die
Justiz/Exekutive

Rechtsbewusstsein
Wissen

Zugang zu Beratung und
Information (raumlich,
sprachlich, verschiedene
Kanale)

Quelle: Eigene Darstellung.

Guter Rechtsschutz und Zugang
zum Recht in der Sozialhilfe

Rechte

Rechtsheratungs- und
Ombudsstellen

Zugang zu Rechtsvertretung

Effektiver Zugang
zu unabhéngigen Verfahren

Vollzug rechtlicher/richterlicher
Entscheidungen

Ergebnis
Bewahrte und neue magliche Mass-
nahmen fiir guten Rechtsschutz

Sozialdienste
Rechtshewusstsein
Zugang zu rechtlicher
Expertise
(inhouse/SKOS-Hotline)
Transparente und voll-
standige Information fiir
Sozialhilfebeziehende
Angemessene Nutzung
des Ermessensspielraums
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- die Beratungsstellen,
- die unentgeltliche Rechtspflege sowie
- die professionelle Arbeit in den Sozialdiensten.

GEZIELTE STARKUNG VON RECHTSBERATUNGS-
STELLEN Die Beratungsstellenlandschaft in der Schweiz
ist ausgesprochen vielfiltig und breitgefichert. Dies reicht
von generellen Anlaufstellen fiir Armutsbetroffene (etwa der
Caritas) tiber themenspezifische Stellen (wie z.B. Pro Infir-
mis oder Frauenberatungsstellen) bis zu solchen in 6ffent-
lich-rechtlicher Tragerschaft (z.B. Sozialdienste grosser
offentlicher Spitiler). Unter den gut 100 befragten Stel-
len mit Rechtsberatung konnten 34 identifiziert werden,
die eine detaillierte sozialhilferechtliche Beratung anbie-
ten, also eine (auch mehrmalige) Beratung zum Einzelfall
(im Folgenden: Beratungsstellen SHR). Ausserdem zeigte
sich, dass auch die allgemeine Beratung zu Sozialhilfefra-
gen immens wichtig ist. Allgemeine Beratungsstellen zeigen
Rechte und Pflichten auf oder geben Informationen zu wei-
teren Sozialleistungsanspriichen. Dies bieten 29 Stellen an
und sie sind der erste Zugang, um nétigenfalls zu detaillier-
ter Rechtsberatung zu gelangen. 8o Prozent dieser Stellen
leiten weiter, vereinzelt holen sie sich auch spezifischen Rat,
etwa durch Vereinbarungen mit der Unabhingigen Fach-
stelle fiir Sozialhilferecht (UFS). In etwa einem Drittel der
34 Stellen mit detaillierter Sozialhilferechtsberatung arbei-
ten weder Juristinnen oder Juristen noch Personen mit juris-
tischer Weiterbildung. Dies kann ein Problem sein, wenn z. B.
nicht alle sinnvollen rechtlichen Moglichkeiten und Ansprii-
che erkannt werden. Dabei ist die Finanzierung der Bera-

Beratungsstellen mit
Rechtsberatung
eroffnen einen schnellen
Zugang zum Recht auf
Rechtsschutz.
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tungsstellen SHR komplex - am hiufigsten finanzieren sie
sich tiber Spenden, Beitrage privater Organisationen, Eigen-
mittel und staatliche Subventionen. Viele Stellen mit detail-
lierter Rechtsberatung haben Wartezeiten, sehr strenge
Triageregeln und kurze Offnungs- oder Telefonzeiten, damit
nicht mehr Leute anfragen, als effektiv beraten werden kén-
nen. Die Nachfrage iibersteigt das Angebot somit deutlich.

Eine gezielte Stirkung von Rechtsberatungsstellen in
ihren Ressourcen und Kompetenzen ist daher nétig, und
zwar fiir den Ausbau ihrer Beratungskapazititen, aber auch
fir ihre Vernetzung und den fachlichen Austausch. Diese
Stiarkung sollte mittels 6ffentlicher Finanzierung erfolgen:
Das Recht auf Rechtsschutz ist in verfassungs- und volker-
rechtlichen Normen niedergelegt. Damit es effektiv gewahr-
leistet wird, ist der Staat verpflichtet, aktiv titig zu werden.
Dazu kann die Finanzierung von Rechtsberatungsstellen bei-
tragen. Zudem ist Rechtsberatung auch im Sinne des Rechts
auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) als Teil der zu bietenden
«Hilfe und Betreuung» zu sehen. Ein Recht auf Rechtsbera-
tung hat in anderen schweizerischen Rechtsbereichen schon
erfolgreiche Vorbilder - etwa im Sozialversicherungs- oder
Opferhilferecht.

AUSBAU DER UNENTGELTLICHEN RECHTSPFLEGE

UND RECHTSVERBEISTANDUNG Der verfassungsrecht-

lich garantierte Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege

umfasst einen Anspruch auf ein kostenloses Verfahren

(keine Gerichtskosten) und auf eine unentgeltliche anwalt-

liche Vertretung. Dieser Anspruch untersteht jedoch Bedin-

gungen:

- die Antragstellenden miissen bediirftig sein;

- die Sache darf nicht aussichtslos sein;

- die Vertretung muss wegen rechtlicher oder tatsichlicher
Schwierigkeiten erforderlich sein (Art. 29 Abs. 3 BV).

Die Anwendung und Auslegung dieser Voraussetzungen in
sozialhilferechtlichen Streitigkeiten fiihrt dazu, dass unent-
geltliche Rechtspflege, insbesondere unentgeltliche Verbei-
stindung, nur restriktiv gewahrt wird: Weil Gerichte den
Sachverhalt selber feststellen miissen (Untersuchungsgrund-
satz) und das Recht von Amtes wegen anwenden, verneinen
sie haufig, dass eine Sache die erforderliche Komplexitat auf-
weist, die fiir einen unentgeltlichen Rechtsbeistand notwen-
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Sozialhilfebeziehende
sind bel Einsprachen,
Beschwerden oder
Gerichtsverfahren haufig
auf sich allein gestellt.

dig ist. Auch die fehlende Aussichtslosigkeit wird in der Pra-
xis oft verneint, d. h., die Sache wird als aussichtslos beurteilt.
In den Analysen gab es ein eindrucksvolles Beispiel eines
Urteils (Urteil VB 2017.0066 vom 12. Dezember 2018, Verwal-
tungsgericht Ziirich), das sich in einem komplexen Fall auf 17
Seiten differenziert mit den Argumenten des Rechtsanwalts
auseinandersetzte, mit der Abweisung der Klage jedoch
beschied, die Aussichtslosigkeit sei von vornherein klar
gewesen und die unentgeltliche Rechtsverbeistindung sei
daher abzulehnen.

Diese Praxis fithrt dazu, dass Sozialhilfebeziehende bei
Einsprachen, Beschwerden oder Gerichtsverfahren hiufig
auf sich allein gestellt sind. Dabei ist das Sozialhilferecht an
sich schon sehr komplex (worin sich Betroffene, Beratungs-
stellen, Gerichte und Anwaltschaft einig sind) und auch die
Einsprachewege sind je nach Kanton sehr unterschiedlich.

In der befragten Anwaltschaft vertreten 84 Personen
(37%) in sozialhilferechtlichen Streitigkeiten, doch nur
27 von ihnen bezeichnen sich als darauf spezialisiert. Die
meisten von ihnen setzen sich aktiv dafiir ein, Armuts-
betroffenen den Zugang zu erleichtern (Kosten gering hal-
ten, Vernetzung mit sozialen Organisationen, Mandate in
Fremdsprachen), obwohl ein hohes Risiko besteht, die eige-
nen Aufwendungen nicht ersetzt zu bekommen. Entspre-
chend deutlich und ausfiihrlich ist die Kritik der Anwalt-
schaft an der restriktiven Praxis.

Anwiltinnen und Anwilte sind unverzichtbar fiir den
Rechtsschutz, wenn es zu juristischen Schritten kommt;
spezialisierte Anwaltinnen und Anwilte werden von der
Gegenseite auch geschitzt, da sie Konflikte versachlichen,
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keine aussichtslosen Schritte unternehmen und sie in die-
sem Sinne fiir die Rechtsberatung (und nicht nur Vertre-
tung) der Sozialhilfebeziehenden zentral sind. Anwiltin-
nen und Anwilte reichen Beschwerden und Klagen ein, in
einem Grossteil der Fille suchen sie aber zur einvernehm-
lichen Klirung nochmals das Gesprdch mit dem Sozial-
dienst.

Unentgeltliche Rechtsverbeistindung sollte daher fiir
einen effektiven Rechtsschutz deutlich hiufiger gewahrt
werden, und zwar auch bereits in verwaltungsinternen Ein-
spracheverfahren. Auf dieser Verfahrensstufe wird die Ange-
messenheit einer Entscheidung gepriift, was spiter nur noch
sehr zuriickhaltend geschieht, weshalb hier ein Rechtsbei-
stand besonders hilfreich sein kann. In diesem und auch den
weiteren Verfahrensschritten konnten vermehrt miindliche
Verhandlungen durchgefiihrt werden. Viele Betroffene fan-
den es hinderlich und irritierend, ihre persénlichen Verhilt-
nisse nie direkt mitindlich darlegen zu kénnen, sondern auf
ein verwaltungsrechtliches schriftliches Verfahren zu tref-
fen. Artikel 6 der Europdischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) garantiert einen Anspruch auf miindliche Verhand-
lungen. Dieser Anspruch muss jedoch explizit geltend
gemacht werden.

GENUGEND PERSONELLE UND FACHLICHE RESSOUR-
CEN FUR WIRKUNGSVOLLE ARBEIT IN DEN SOZIAL-
DIENSTEN Betroffene berichten in den Interviews detail-
liert von der als despektierlich empfundenen Behandlung
durch die Sozialdienste, die ihnen «Vorschussmisstrauen»

Unentgeltliche Rechts-
beratung bereits in
verwaltungsinternen
Verfahren ist fur
Sozialhilfebeziehende
zentral.
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entgegenbrichten. Zu rechtlichen Konflikten fithren insbe-
sondere fehlende persénliche Gesprache zwischen Klientin-
nen und Klienten und fallfithrender Person (eine Betroffene
hatte ihre neue Sozialarbeiterin, die seit iiber einem Jahr fiir
sie zustindig war, nur per Mail und Telefon erlebt). Aber
auch fehlendes Eingehen auf die persénliche Lebenssitua-
tion, die nicht einem Standardfall entspricht (und zu grossen
existenziellen Néten fithren kann), sowie eine ambivalente
Informationspolitik wirken konfliktschiirend: Einerseits
fiihlen sich viele Betroffene nur unzureichend tiber Rechte
und Pflichten aufgeklirt, andererseits werden zu viele
(schriftliche) Informationen als belastend erlebt. Dazu passt,
dass 85 Prozent der befragten Beratungsstellen regelmassig
Ratsuchenden die Schreiben der Sozialdienste erkliren.
Sozialdienste gewihrleisten dann einen chancengerechten
Zugang zum Recht, wenn sie ihre heterogene Klientel spezi-
fisch, umfassend und verstindlich iiber ihre Rechte und
Pflichten sowie die unabhingigen Beratungsmdéglichkeiten
und -angebote informieren.

Mehr Zeit fUr Sozial-
arbeit beugt Konflikten
vor und verbessert

die Reintegration.

Die oftmals prekdren Situationen der Armutsbetroffe-
nen erfordern von den Mitarbeitenden der Sozialdienste
ein reflektiertes Handeln, das sich an der Leitidee und dem
Menschenbild der sozialen Arbeit orientiert, sich also auf die
Menschenrechte, die Starkung der Fiahigkeiten der Klientel
und deren individuelle Situation bezieht. Hierfiir miissen
Arbeitsbedingungen gegeben sein, die dies erméglichen.
Prignant formuliert: Mehr Zeit fiir Sozialarbeit in den
Sozialdiensten verbessert nicht nur die Reintegration, son-
dern beugt Konflikten vor. Eine durchgehende Professiona-
lisierung und gegebenenfalls Regionalisierung der Dienste
ist hierfiir notwendig. [ ]
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FAMILIE, GENERATIONEN UND GESELLSCHAFT

Online-Tagung der EKFF
zur Elternzeit

Nadine Hoch, Eidgenéssische Kommission fiir Familienfragen (EKFF)

Damit die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstatigkeit gelingt, ist eine umfassende

Elternzeit fiir die Eidgenossische Kommission fiir Familienfragen (EKFF) zentral.

Im Rahmen einer von der Kommission organisierten Online-Tagung setzte sich

ein Expertenpublikum kritisch mit den Bedingungen, Modellvorschlagen und Wirkungen

der Elternzeit auseinander.

Ende Januar 2021 lud die EKFF im Namen ihrer Prisidentin
Anja Wyden Guelpa zu einer Online-Fachtagung tiber die
Elternzeit. Uber 9o Experten nutzten die Gelegenheit, mit-
hilfe verschiedener Fachinputs die politischen, sozialwissen-
schaftlichen und gesellschaftlichen Aspekte der Elternzeit
kritisch zu reflektieren.

FAMILIENPOLITIK IN DER SCHWEIZ Stéphane Rossini,
Direktor des Bundesamts fiir Sozialversicherungen (BSV),
eroffnete die Tagung mit einer Einbettung der Elternzeit
in die schweizerische Familienpolitik. Er wies dabei auf die
verbreitete Haltung in der Gesellschaft hin, dem Bund die
fithrende Rolle in der Familienpolitik zuzuschreiben. Diese
stehe wiederum in einem gewissen Widerspruch zur subsi-
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didren, also unterstiitzenden Funktion, die ihm staatsrecht-
lich eigentlich zukomme.

In der Schweiz seien alle drei féderalen Ebenen an der
Gestaltung der Familienpolitik beteiligt. Nebst der 6ffent-
lichen Hand, iibernehmen auch private Organisationen
wesentliche Aufgaben, um Familien zu unterstiitzen.
Erschwerend komme hinzu, dass es sich bei der Familien-
politik um eine Querschnittsaufgabe handle, die die Poli-
tikbereiche der Sozial-, Steuer-, Gesundheits-, Gleichstel-
lungs-, Migrations-, Wohnbau- und Bildungspolitik
tangiere.

Nachdem die Einfiihrung der Mutterschaftsversiche-
rung 50 und der Vaterschaftsurlaub 15 Jahre benétigt hit-
ten, so schloss Stéphane Rossini mit der hoffnungsvollen,
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Viele erwarten vom

Bund eine fuhrende Rolle
In der Familienpolitik,
staatsrechtlich kommt

iIhm aber lediglich eine
unterstutzende Funktion zu.

aber nicht ganz ernst zu nehmenden Einschitzung, brau-
che es in dieser Kadenz wohl nur noch fiinf Jahre bis zur
Elternzeit.

ELTERNZEIT IM NAHEN AUSLAND Um fiir die Schweiz
ein adiquates Modell der Elternzeit entwickeln zu kénnen,
lohnt sich durchaus ein Blick ins Ausland. Isabel Valarino,
Mitarbeiterin in der Bildungsforschung des Kantons Genf
und Mitglied des International Network on Leave Policy and
Research, beleuchtete in ihrem Input die Beispiele Islands
und Schwedens. So wiirden dort zwar iiber 8o Prozent der
Viter Elternzeit beziehen, sie nutzen jedoch durchschnitt-
lich nur rund 30 Prozent der zur Verfiigung stehenden

Zeit. Damit auch Schweizer Viter Elternzeit beziehen, sei
es daher wichtig, dass der Erwerbsersatz méglichst nahe
beim reguldren Lohn liege. Zudem miisste ein grosser Teil
der Elternzeit gleichermassen fiir Mutter und Vater reser-
viert sein und teilzeitlich oder in Blocken bezogen werden
koénnen.

DAS EKFF-MODELL: NUTZEN UND POTENZIAL In der
Folge prisentierten die Kommissionsmitglieder Elisabeth
Zemp und Patrick Robinson das Elternzeitmodell der EKFF
von 2018 (vgl. Tabelle T1).

Da jedoch der Blick auf umliegende Linder zeigt, dass
eine feste Zuteilung der Wochen auf Miitter und Viter dazu
fithrt, dass Viter vermehrt Elternzeit beziehen, schlagen
die Referenten eine Modell-Modifikation vor, in der die ehe-
mals 16 frei tibertragbaren Wochen jeweils zu gleichen Tei-
len fix auf die Eltern verteilt werden. Dies ist insbesondere
mit Blick auf die evidenzbasierten positiven Auswirkungen
der Elternzeit auf Kind, Mutter, Vater, Familie, Unterneh-
men und Volkswirtschaft, auf die Gleichstellung, Fertilitats-
rate sowie auf das Erwerbsverhalten und Bildungsrendite der
Miitter wichtig. Im Elternzeitmodell der EKFF noch offen
sind die folgenden Punkte:

- Ubertragbarkeit der Wochen zwischen den Eltern.

- Kiindigungsschutz: Fest steht der Kiindigungsschutz fir
Miitter wihrend der Schwangerschaft und den 16 Wochen
nach der Geburt.

Elternzeit: Modellvorschlag 2018

Begiinstigte Modalitaten

Eltern total Maximum

Reserviert fiir die Mutter

Reserviert fiir den Vater

Verteilt zwischen den Eltern

Total maximal fiir die Mutter

Total maximal fir den Vater

™

Diese Wochen entsprechen dem heutigen Mutterschaftsurlaub.

Zwei Wochen davon entsprechen dem heutigen Vaterschaftsurlaub.
Bezieht der Vater die Wochen nicht, gehen sie verlaren.

Die Wochen konnen zwischen Miittern und Vatern frei aufgeteilt werden.
Bezieht die Mutter die maximale Dauer, stehen dem Vater nur die fiir ihn reservierten Wochen zu.

Bezieht der Vater die maximale Dauer, stehen der Mutter nur die fiir sie reservierten Wochen zu.

Quelle: EKFF (2018): Elternzeit — weil sie sich lohnt; [Bern: BSV], S. 5.
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- Anspruchszeitraum: Zeitraum ab der Geburt, innerhalb des-
sen die Elternzeit bezogen werden muss (von «18 Monate
nach Geburt» bis «obligatorischer Schuleintritt des Kindes»).

- Gleichgeschlechtliche Eltern, Mehrlingsgeburten und Ad-
option.

ELTERNZEIT AUS FINANZIELLER SICHT: KOSTENBE-
RECHNUNG DES EKFF-MODELLS 2018 Severin Bischof
vom Biiro fiir arbeits- und sozialpolitische Studien BASS
prisentierte die von der Kommission in Auftrag gegebene
Kostenberechnung des EKFF-Modells 2018. Hierzu erstellte
BASS eine Kostenschitzung (vgl. Grafik G1), die sich auf das
Jahr 2019 bezieht.

Orientiert am Erwerbsersatz bei Mutter- oder Vater-
schaft ist die Basisgrosse der Elternzeit das Taggeld, das
pro Tag bezogene Elternzeit ausgerichtet werden wiirde.
Ausgehend von 8o Prozent ihres AHV-pflichtigen Einkom-
mens im vorangehenden Jahr (bzw. 2017 fiir Selbstandiger-
werbende) hitte dem Elternjahrgang 2019 ein Taggeld von
durchschnittlich rund 127 Franken fiir die Miitter und von
161 Franken fiir die Viter zugestanden. 2019 lag der maxi-
male Tagessatz fiir die Mutterschaftsentschidigung bei 196

Franken. Er wurde 2021 fiir die Vaterschaftsentschidigung
unverandert iibernommen.

Fiir die Kostenschitzung waren zusitzlich zum Taggeld die
folgenden Faktoren als kostenrelevante Punkte zu bertick-
sichtigen:
- 38 Wochen Elternzeit
- 14 Wochen Mutterschaftsentschadigung;
2 Wochen Vaterschaftsentschiadigung
(in den Kostenberechnungen nicht enthalten)
- 16 Wochen (frei zu verteilen)
- 6 Wochen reserviert fiir den Vater

Kostenrelevant, aber unbekannt waren:

- Die Aufteilung der frei zu verteilenden Wochen zwischen
Miittern und Vatern

- Die Inanspruchnahme (vollstindige oder nur teilweise
Ausschopfung) der gesetzlich zustehenden Elternzeit

Um die variablen und unbekannten kostenrelevanten
Grossen realistischer in die Berechnungen einfliessen zu
lassen, wurden mithilfe einer Literaturrecherche europi-

Kostenschatzung der Elternzeit nach Geschlecht und Szenarien (Basisjahr 2019) G1

Mutter- und Vaterschaftsurlaub

Szenarien Vater mit Inanspruchnahme wie in Island:
basierend 5 Wochen, Miitter 15 Wochen
auf Vergleichs- Vater mit Inanspruchnahme wie in Norwegen:
landern

4,6 Wochen, Mitter 15 Wochen

Vater beziehn keine Elternzeit
Mutter bezieht

frei zu vertei-
lende Wochen,
Vater einen
reservierten Teil
oder weniger

Alle Véter beziehen 2 Wochen Elternzeit

Alle Véter beziehen 4 Wochen Elternzeit

Alle Véter beziehen 6 Wochen Elternzeit
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Kosten in Millionen CHF

Quelle: STATPOP/BEVNAT (BFS 2019), Individuelle Konten (ZAS 2017, 2018), Berechnungen BASS.

Mutter B Vater




FAMILIE, GENERATIONEN UND GESELLSCHAFT / Online-Tagung der EKFF zur Elternzeit

ische Vergleichslinder mit einem dhnlichen Elternzeit-
modell wie dem EKFF-Modell bestimmt und Daten zu den
erwihnten Faktoren erhoben. Sie flossen dann ebenfalls
in die Szenarien fir die Kostenschitzung ein (vgl. Grafik
G1). Am ehesten mit dem EKFF-Modell vergleichbar waren
Island und Norwegen. Sie wiesen bei den drei wichtigs-
ten Einflussgréssen auf die Ausschépfung von Elternzeit
durch die Viter die kleinsten Unterschiede zum EKFF-Mo-
dell auf:

- Reservierter Anteil fir die Viter

- Hohe des Ersatzeinkommens

- Flexibilitat des Bezugs

Unter der Annahme, dass die Miitter die Elternzeit stirker
in Anspruch nehmen und die Viter einen fixen Anteil der
fiir sie reservierten Wochen beziehen, schitzt BASS die Kos-
ten fiir das EKFF-Elternzeit-Modell auf 1300 bis 1350 Mio.
Franken (ohne Beriicksichtigung der Kosten fiir den Mutter-
schafts- und Vaterschaftsurlaub; Basisjahr 2019).

Bei einer festen Zuteilung
der Wochen, beziehen
die Vater mehr Elternzeit,
als wenn das Paar

die Aufteilung selbst
vornehmen kann.

ELTERNZEIT AUS SICHT DER ARBEITGEBENDEN UND
ARBEITNEHMENDEN Im Namen des Schweizerischen
Arbeitgeberverbands (SAV) nahm dessen Chefékonom Simon
Wey gegen eine vom Bund verantwortete Elternzeit Stel-
lung, sprach sich jedoch fiir ausreichend qualitativ gute und
vor allem bezahlbare Kinderbetreuungsangebote aus. Eine
Angleichung der Arbeitspensen von Miittern und Vitern,
z.B. in Richtung 70-Stellenprozente, sei fiir die Vereinbar-
keit von Familien und Beruf, die Gleichstellung, die Alters-
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vorsorge der Frauen und die Wirtschaft zielfithrender als
eine Elternzeit.

Travail Suisse hingegen unterstiitzt die Einfithrung
einer Elternzeit und verfolgt in Bezug auf die Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstitigkeit vier Ziele, die von
Valérie Borioli Sandoz, Geschiftsleitungsmitglied und Lei-
terin der Gleichstellungspolitik bei Travail Suisse aufge-
zeigt wurden. Wichtig sei, dass Eltern ihr Familienmodell
frei wihlen kénnten, dass Familie und Erwerbstitigkeit
miteinander vereinbar seien, dass die bezahlten und unbe-
zahlten Leistungen in der Familie gerecht auf die Eltern
aufgeteilt wiirden und dass die Diskriminierung der Frauen
auf dem Arbeitsmarkt verschwinde. Valérie Borioli Sandoz
wies auf eine Untersuchung hin, die das europiische Parla-
ment 2010 durch Heening Thomsen und Helene Urth hatte
erstellen lassen, um die Einfithrung eines bezahlten Mut-
terschaftsurlaubs in der Europiischen Union zu evalu-
ieren. Die Untersuchungsresultate legten nahe, dass eine
Erh6hung der Frauenerwerbstitigkeit um 1 Prozent bereits
geniigend Steuerertrige generieren wiirde, um einen Mut-
terschaftsurlaub bzw. eine Elternzeit von 18 bis 20 Wochen
zu finanzieren.

ELTERNZEIT AUS GLEICHSTELLUNGSSICHT Kathrin
Bertschy, Nationalritin der GLP und Co-Prisidentin von
Alliance F, vertrat die These, dass die heutige Gesetzge-
bung die Gleichstellung der Geschlechter im Erwerbsle-
ben aktiv behindere. Sie gebe vor, dass ausschliesslich die
Miitter und nicht beide Elternteile nach der Geburt eines
Kindes bei der Arbeit ausfallen. Die gerechte Aufteilung
des Erwerbsausfallrisikos sei deshalb einer der zentralen
Schliissel zur Erméglichung der Gleichstellung. Deshalb
miisse das Elternzeitmodell méglichst parititisch, d.h.
ohne tibertragbare Wochen, gestaltet sein. Hierzu hatte
sie 2019 die Motion «Elternzeit von 14 Wochen fiir beide
Elternteile. Gleiche Chancen im Erwerbsleben» (19.3849)
eingereicht und 2020 mit einer gleichlautenden parlamen-
tarischen Initiative (20.472) nachgedoppelt. Beide Vorstosse
sind noch nicht behandelt.

Als Vertreter der Schweizerischen Vereinigung fiir eine
gemeinsame Elternschaft (GeCoBi) eréffnete Oliver Hunzi-
ker seinen Beitrag mit einer Definition des Begriffs Gleich-
stellung und brachte das Dilemma auf den Punkt: Die Verein-
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Die gerechte Verteilung
des Erwerbsausfallrisikos
Ist eine zentrale
Voraussetzung fur die
Gleichstellung.

barkeitsbediirfnisse der Eltern wiirden als Hinderungsgrund
im Arbeitsmarkt gesehen, denn sie hinderten Miitter beim
Einstieg in und Viter beim Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt.
Weil sie den Vitern und den Miittern die geschlossenen
Wege offnete, sei die Elternzeit fiir die Viterorganisationen
deshalb ein guter Losungsansatz.

AKTUELLE VORSTOSSE FUR DIE ELTERNZEIT - EINE
POLITISCHE EINSCHATZUNG Claudio Looser, Senior
Consultant bei der Kommunikationsagentur Furrer Hugi,
eroffnete seine Einschitzung der politischen Chancen
einer Elternzeit mit einem Riickblick auf Elternzeitvor-
stosse im eidg. Parlament. Seit 1998 seien iiber 30 Vorstdsse
eingereicht worden und der politische Druck nehme seit
2011 stark zu. Pendent seien derzeit fiinf Vorstosse. Neben
den zwei bereits erwihnten von Kathrin Bertschy, je eine
Motion von alt BDP-Nationalritin Rosmarie Quadranti
(19.3848) und SP-Nationalritin Nadine Masshardt (19.3847)
sowie ein Postulat von SP-Nationalrat Mathias Reynard
(20.3837). Im Weiteren hitten sich verschiedene Parteien,
Gewerkschaften, Familien- und Gleichstellungsorganisati-
onen sowie ausserparlamentarische Kommissionen zusam-
mengeschlossen, um gemeinsam eine Elternzeit-Initiative
zu lancieren. Auch seien in letzter Zeit vermehrt kantonale
Vorstosse eingereicht worden. So nahm der Grosse Rat des
Kantons Tessin am 25. Januar einen Vorstoss zur Einfiih-
rung von zwei Wochen Elternzeit an.

Bei den Parteien wiirden sich vier explizit fiir eine
Elternzeit aussprechen, allerdings von sehr unterschiedli-
cher Dauer: So spricht sich die SP fiir 38 Wochen aus, Griine
sowie Griinliberale fiir 28 und die FDP fiir 16 Wochen (was
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beziiglich Dauer dem heutigen Stand entspricht). Das poli-
tische Ziinglein an der Waage werde die neue Mitte-Partei
sein, die sich zur Elternzeit noch nicht konkret gedussert
habe. Aufgrund des Abstimmungsverhaltens beim Vater-
schaftsurlaub zeige sich, dass vor allem junge Frauen (89 %
Ja) und junge Ménner (77 % Ja) bessere Rahmenbedingungen
ftir Familien wiinschen.

Nadine Hoch machte in ihrem Schlusswort Hoffnung,
dass das 2019 gewdhlte Parlament mit einem deutlich héhe-
ren Frauenanteil und einer Verjingung seiner Mitglieder
die Einfithrung einer Elternzeit positiver beurteilen werde
als das vorangehende. Gerade in der aktuellen Krisensitua-
tion zeige sich, wie wichtig neben verlisslichen und bezahl-
baren Kinderbetreuungsangeboten eine Elternzeit fiir
beide Elternteile sei, um die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und das Wohlbefinden der kleinen Kinder zu gewihr-

leisten. u

Nadine Hoch

Geschaftsleitung Eidgendssische Kommission
fiir Familienfragen (EKFF).
nadine.hoch@bsv.admin.ch
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Die mit der 5. IV-Revision eingefiihrten Integrationsmassnahmen (IM) sind ein geeignetes

Instrument in der Vorbereitung auf die berufliche (Wieder-)Eingliederung. Mittel- bis

lingerfristig gelingt es knapp zwei Fiinfteln der Versicherten, sich nach Abschluss der IM

nachhaltig ins Erwerbsleben zu integrieren.

Zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung wurden
mit der 5. [V-Revision 2008 die Integrationsmassnahmen
(IM) eingefiihrt. IM richten sich an Versicherte, die seit min-
destens sechs Monaten zu weniger als 50 Prozent arbeits-
tihig sind und ein Eingliederungspotenzial im Hinblick auf
eine Riickkehr in den Arbeitsmarkt aufweisen (Art. 14a Abs.1
IVG). Ziel der IM ist der Aufbau der Arbeitsfihigkeit und die
schrittweise Heranfithrung an die Anforderungen des ers-
ten Arbeitsmarktes. Eine vertiefte Analyse der IM und deren
Wirkung fehlte bisher. Mit der vom Bundesamt fiir Sozial-
versicherungen (BSV) 2019 in Auftrag gegebenen Evaluation
wird diese Liicke geschlossen. Der Fokus der Evaluation lag
auf der Entwicklung der IM seit 2012 und inwiefern sich Ziel-
gruppe, Durchfithrung, Kosten und erzielte Wirkung veran-
dert haben.
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NUTZUNG UND ENTWICKLUNG DER IM BEI DEN
IV-STELLEN Nach einer vierjihrigen Einfithrungsphase
sind die IM seit 2012 in allen IV-Stellen etabliert. Allerdings
gibt es hinsichtlich Entwicklung und Nutzung der IM Unter-
schiede: Einzelne IV-Stellen versuchen, moglichst schnell
eine Entscheidung in Bezug auf die Eingliederungschancen
zu fillen und nutzen die IM aktiv, um die Versicherten mog-
lichst frith im Krankheitsverlauf abzuholen und mit IM zu
begleiten. Andere IV-Stellen setzen sie vor allem bei Ver-
sicherten ein, die seit lingerer Zeit nicht mehr auf dem
Arbeitsmarkt waren. Diese IV-Stellen nutzen IM hauptsach-
lich, um Belastbarkeit und Leistungsfihigkeit der Versicher-
ten abzuklidren. Sie greifen dann auf andere Massnahmen
als IM - vor allem berufliche Massnahmen - zuriick, um die
Personen an den regulidren Arbeitsmarkt heranzufiihren.
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Das Verhiltnis der Anzahlneu zugesprochener IM zu allen
[V-Neuanmeldungen gibt einen Hinweis, welche Bedeutung
die IM bei den IV-Stellen haben. Bei neun IV-Stellen ist dieses
Verhiltnis seit dem Jahr 2012 markant gestiegen. Diese
IV-Stellen kennzeichnen folgende Merkmale:

- Ein relativ hoher Anteil der IM findet im reguldren
Arbeitsmarkt statt (iiber 25 %).

- Die Erfolgsquoten sind tiberdurchschnittlich hoch: Bei
diesen IV-Stellen erreichen iiber 70 Prozent der Versicher-
ten mit Unterstiitzung der IM eine berufliche Eingliede-
rungsfahigkeit von mindestens 50 Prozent.

- Die Fallkosten (ohne Taggelder) sind seit 2012 entweder
gesunken oder nur leicht angestiegen.

- Zusatzlich haben die IV-Stellen mit einem tiberdurch-
schnittlichen Anstieg neu zugesprochener IM (plus 100%
und mehr) die Zusprachepraxis teilweise gelockert und/
oder Massnahmen zur Férderung der IM ergriffen.

VERSICHERTENPROFILE Die soziodemografische Zusam-
mensetzung und die gesundheitlichen Merkmale der Ziel-
gruppe blieben in den letzten Jahren weitgehend konstant:
Etwas mehr als die Hilfte der Personen in IM sind Frauen
(52,7%). Gut zwei Drittel (68,5 %) haben als Haupterkrankung
eine psychische Beeintrichtigung. Der Bildungsstand der
Personen in den IM ist zwar etwas tiefer als jener der stin-
digen Wohnbevolkerung der Schweiz ab 15 Jahren. Dennoch
verfiigen drei Viertel der Versicherten tiber einen Berufs-
oder Tertidrabschluss. Der grésste Teil hat einen Beruf,
der zum Dienstleistungssektor zihlt. Die Eingliederungs-
fachpersonen der IV-Stellen stellen zudem fest, dass sie es
zunehmend mit komplexeren Fillen zu tun haben: Uber 8o
Prozent der Versicherten haben zusitzlich zur Haupter-
krankung mindestens eine Nebenerkrankung, haufig han-
delt es sich um multiple psychische Stérungen. Neben sol-
chen Komorbidititen kommen immer 6fter auch finanzielle,
familidre und soziale Probleme hinzu, was zu einem steigen-
den Koordinationsbedarf mit anderen Stellen und Hilfsan-
geboten fiihrt.

Soziodemografische Merkmale, gesundheitliche Beein-
trachtigung und Erwerbssituation vor Zusprache der IM
haben einen entscheidenden Einfluss auf den Erfolg der
Massnahmen. Die besten Chancen auf eine berufliche Ein-
gliederung haben Schweizer und Schweizerinnen ohne psy-
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chische Haupterkrankung und wenn sie nicht linger als ein
Jahr aus dem Erwerbsleben ausgestiegen sind. [V-Renten-
beziiger und -beziigerinnen im Wiedereingliederungsver-
fahren oder Personen, die vor Beginn der IM nicht erwerbs-
titig sind oder schon mehr als ein Jahr nicht mehr im
Erwerbsleben stehen, haben signifikant geringere Chancen
auf einen erfolgreichen Abschluss. Je nach Zusammenset-
zung der Versichertenprofile unterscheiden sich auch die
Erfolgsquoten zwischen den IV-Stellen: IV-Stellen mit einer
weniger restriktiven Zusprachepraxis, die seit dem Jahr 2016
- oder bereits vorher - versuchen, die Versicherten mog-
lichst frith im Krankheitsverlauf abzuholen und mit IM zu
begleiten, weisen auch héhere Erfolgsquoten aus. Wie ent-
scheidend nach der IV-Erstanmeldung ein méglichst zeitiger
Start mit IM fiir eine erfolgreiche Eingliederung ist, unter-
mauern auch die Zahlen: Dauert es nach der IV-Anmeldung
mehr als ein halbes Jahr, bis die IM beginnt, halbieren sich
auch die Erfolgschancen.

Je langer sich IM
verzogern, desto geringer
sind die Erfolgschancen
der Wiedereingliederung.

UMSETZUNGSMODALITAT UND DAUER DER IM Im Ver-
gleich zu den Jahren zuvor tendieren die IV-Stellen in jiin-
gerer Zeit vermehrt dazu, verschiedene aufeinander auf-
bauende IM oder die Verlingerung einer IM zu gewédhren.
Dies kommt der schrittweisen Vorbereitung auf die beruf-
liche Eingliederung entgegen. Im Durchschnitt werden pro
versicherte Person zwei IM (ohne Verlingerung) zugespro-
chen. Bei bis zu drei IM steigt mit jeder zusatzlichen IM
auch die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Abschlus-
ses; ab vier IM erhéhen sich indessen diese Chancen nicht
mehr signifikant. Die besten Chancen auf Erfolg bestehen,
wenn mindestens ein Teil der IM im regulidren Arbeitsmarkt
stattfindet und die versicherte Person von einem Job Coach
begleitet wird. Mit zunehmender Anzahl IM steigt auch die
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Dauer, die eine Person in den IM verbringt. Die «klassische»
Kombination mit Belastbarkeitstraining und anschlies-
sendem Aufbautraining dauert durchschnittlich gut neun
Monate. Startet die IM bereits in der Frithinterventions-
phase, werden die Versicherten in der Regel wihrend knapp
einem Jahr mit IM begleitet. Verlangert sich die Dauer der
IM um einen Monat, steigen die Erfolgschancen nur margi-
nal um den Faktor 1,01.

ABBRUCHE VOR ALLEM IM BELASTBARKEITSTRAINING
Etwa ein Fiinftel der IM wird abgebrochen. In der Regel
erfolgt der Abbruch bereits im Belastbarkeitstraining. Diese
Massnahme der IM wird auch am hiufigsten erfolglos abge-
schlossen, d. h., nach Abschluss folgen keine weiteren Ein-
gliederungsmassnahmen mehr. Deutlich seltener werden IM
abgebrochen, wenn sie als wirtschaftsnahe Integration mit
Unterstiitzung am Arbeitsplatz stattfinden. Dass sich die
Abbruchquoten zwischen den fiinf in den Fallstudien unter-
suchten IV-Stellen teilweise deutlich unterscheiden, hingt
u.a. auch mit der Zusammensetzung der Zielgruppe in den
IM zusammen. IV-Stellen mit einem hohen Anteil an Ver-
sicherten, die schon lingere Zeit nicht mehr am Arbeitsleben
teilhaben, haben héhere Abbruchquoten. Am hiufigsten wer-
den IM abgebrochen, weil sich der Gesundheitszustand ver-
schlechtert hat, Fortschritte fehlen oder die Kooperation
und Motivation der Versicherten mangelhaft sind.

Etwa ein Funftel der IM
wird abgebrochen.

STEIGENDE AUSGABEN FUR IM BEI STEIGENDEN FALL-
ZAHLEN Die Ausgaben fiir IM stiegen seit dem Jahr 2012
kontinuierlich an, was in erster Linie damit zusammen-
hingt, dass auch die Versichertenzahl in IM im gleichen
Tempo zunahm. Bei einigen IV-Stellen haben sich die Ausga-
ben trotz steigender Fallzahlen bis ins Jahr 2018 reduziert.
Dabei fillt auf, dass diese IV-Stellen IM friither im Krank-
heitsverlauf einsetzen und die IM haufiger im reguliren
Arbeitsmarkt in Form einer wirtschaftsnahen Integration
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IM im regularen
Arbeitsmarkt erhohen die
Chancen der Betroffenen,
In eine Arbeitsstelle
zuruckzukehren.

mit Support am Arbeitsplatz stattfinden. Ebenfalls in unter-
schiedlichem Ausmass sind die Fallkosten (ohne Taggelder)
zwischen den IV-Stellen gestiegen. Die Hohe der Fallkosten
ist eng mit der Dauer und Anzahl der absolvierten IM ver-
kntipft. Der bei einigen IV-Stellen erfolgte Wechsel von der
Tages- zur Monatspauschale bei der Finanzierung der Leis-
tungserbringer hat indes keinen statistisch signifikanten
Einfluss auf die Fallkostenentwicklung. Es hat sich aber
gezeigt, dass Tagespauschalen vor allem bei komplexen Fil-
len mit vielen Absenzen flexibler einsetzbar sind.

ANSCHLUSSLOSUNGEN UND UBERGANG IN DEN
REGULAREN ARBEITSMARKT Im Durchschnitt erreichen
knapp zwei Drittel der Versicherten nach Abschluss der IM
eine berufliche Eingliederungsfihigkeit von mindestens
50 Prozent. Die Erfolgsquote der IM ist um neun Prozent-
punkte gestiegen. In Kantonen mit einer iitberdurchschnitt-
lich hohen Arbeitslosenquote treten die Versicherten signi-
fikant hiufiger nach Abschluss der IM nicht direkt in den
reguldren Arbeitsmarkt ein, sondern absolvieren eine beruf-
liche Massnahme der IV. Welche Anschlusslosung nach Ende
der IM gewihlt wird, hingt teilweise auch von der Ausle-
gung der IM durch die IV-Stelle ab: IV-Stellen, welche die
IM zur Abklarung der Belastbarkeit und zum Aufbau einer
Arbeitsfihigkeit von maximal 50 Prozent einsetzen, nutzen
anschliessend berufliche Massnahmen, um die Arbeitsfahig-
keit der Versicherten weiter zu steigern. Wie gut die Riick-
kehr in eine Arbeitsstelle in der freien Wirtschaft gelingt,
hiangt vor allem von zwei Faktoren ab: Erstens kehren Perso-
nen, die vor Zusprache der IM weniger als ein Jahr nicht mehr
erwerbstitig waren, schneller in den Arbeitsmarkt zurtick.
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Berufliche Situation der Versicherten drei Jahre nach der letzten IM, in Prozent (N = 5425)

Quelle: Schmidlin et al. 2020.
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Zweitens haben Personen, welche die letzte IM im reguliren
Arbeitsmarkt absolvierten, bessere Chancen, in eine Arbeits-
stelle zuriickzukehren.

MITTEL- BIS LANGERFRISTIGE WIRKUNG DER IM Drei
Jahre nach der letzten IM sind 37 Prozent der Absolventen
und Absolventinnen in den reguliren Arbeitsmarkt inte-
griert. Ein Viertel der Versicherten bezieht eine ganze
IV-Rente, 16 Prozent eine Teilrente. Zwei Prozent sind
arbeitslos gemeldet, und neun Prozent erhalten Sozialhilfe.
Ein Zehntel verfiigt drei Jahre nach Abschluss der IM weder
iber ein Einkommen aus einer Erwerbstdtigkeit noch erhal-
ten diese Personen Leistungen aus dem System der sozialen
Sicherheit (vgl. Grafik G1).

SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN Die IM
haben sich bei den IV-Stellen als ein geeignetes Instrument
in der schrittweisen Vorbereitung auf die berufliche Einglie-
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derung etabliert. Im Jahr 2018 wurden insgesamt 4172 ver-
sicherte Personen im Rahmen der beruflichen Eingliederung
neu in eine IM aufgenommen. Im Vergleich zum Jahr 2012
entspricht dies einer Zunahme um 68,8 Prozent. Zugleich ist
die Chance, mit Unterstiitzung der IM eine Erwerbsfihigkeit
von mindestens 50 Prozent zu erreichen, um 5 Prozent-
punkte angestiegen. Mittel- bis langerfristig kénnen sich

Mittelfristig konnen

sich knapp zwei Funftel
der Versicherten nach
Abschluss von IM ins
Erwerbsleben integrieren.
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knapp zwei Fiinftel der Versicherten nach Abschluss der IM

nachhaltig ins Erwerbsleben integrieren.

Der Erfolg von IM hingt sowohl vom Profil der Versi-
cherten als auch von den Umsetzungsmodalititen der Mass-
nahme ab. Dariiber hinaus spielen bei der Durchfithrung
der IM auch «weiche» Faktoren wie Zusammenarbeit der
beteiligten Akteure, Zielformulierung, Wahl der IM, Beglei-
tung der Versicherten sowie soziale Aspekte (z.B. familidres
Umfeld) eine wesentliche Rolle.

Die Autorinnen des Evaluationsberichts formulieren
zehn Empfehlungen fiir eine Verbesserung der IM:

- IM sollten méglichst frith im Krankheitsverlauf unter Be-
riicksichtigung der gesundheitlichen Stabilitit und ent-
sprechender Abklarung eingesetzt werden.

- Werden IM im Rahmen der Wiedereingliederung von
IV-Rentenbeziigern und -beziigerinnen eingesetzt, sind
vorab die reellen Chancen auf eine Riickkehr in den regu-
liren Arbeitsmarkt sorgfiltig zu klaren. Dafiir sind ande-
re Abklirungsinstrumente als IM einzusetzen.

- Im Sinne einer umfassenden und koordinierenden Fallfiih-
rung sollen die verantwortlichen Eingliederungsfachper-
sonen die Ziele gemeinsam mit den Leistungserbringern,
den Versicherten und, wo sinnvoll, mit den behandelnden
Arzten und Arztinnen definieren.

- Die Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung im
Rahmen einer IM soll schrittweise erfolgen, indem in Pha-
sen gearbeitet wird und die verschiedenen IM-Arten sinn-
voll kombiniert werden. Mindestens ein Teil der IM sollte
im regulidren Arbeitsmarkt stattfinden.

- Die Ausgestaltung der IM soll sich an flexiblen Modellen
orientieren, die auch ein Alternieren zwischen den Durch-
fithrungsorten Institution - Arbeitsmarkt erlauben oder
intermedidre Arbeitsformen zwischen Institution und Ar-
beitgebern des reguldren Arbeitsmarkts unterstiitzen und
eine enge Begleitung der versicherten Person und des Ar-
beitgebers gewihrleisten.

- Im Kreisschreiben zu den IM fehlt derzeit eine Regelung,
um die versicherten Personen, nachdem sie eine Arbeits-
fahigkeit von 50 Prozent erreicht haben, weiter zu fordern
- wie dies teilweise von beruflichen Massnahmen oder vom
Arbeitsmarkt gefordert wird. Diese Liicke sollte geschlos-
sen werden.

- Die proaktive Unterstiitzung der Arbeitgeber soll weiter
intensiviert werden, beispielsweise in Form eines regel-
massigen Austausches, eines transparenten Informations-
flusses oder in Form von Netzwerkveranstaltungen.

Die IV-Stellen sollten kiinftig noch stirker auf eine um-
fassende Situationsklirung setzen und dabei auch exter-
ne Faktoren beriicksichtigen bzw. die Koordination und
Vernetzung mit den fir diese Probleme zustindigen
Stellen herstellen.

In der Fallfithrung ist Kontinuitit in der Ansprechperson
anzustreben - auch iiber die IM hinaus. Ein besonderes
Augenmerk ist zudem auf die Vermittlung von bedarfs-
gerechten Arbeitsplitzen zu legen, damit diese zu den in-
dividuellen Fahigkeiten/Méglichkeiten der versicherten
Personen passen.

Es ist zu tiberlegen, in welcher Form die versicherten Per-
sonen nach Abschluss der IM auf dem reguliren Arbeits-
markt weiter durch die IV unterstiitzt und begleitet wer-
den kénnen, beispielsweise wahrend der Probezeit. ]
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INVALIDENVERSICHERUNG

Wirtschaftliche Einbussen weit
vor Zusprache der |V-Rente

Jiirg Guggisberg,

Severin Bischof; Biiro fiir arbeits- und sozialpolitische Studien BASS

Wer spater eine IV-Rente erhilt, verliert oft schon fiinf Jahre vor der Rentenzusprache

einen Teil oder das gesamte Erwerbseinkommen. Danach vermag die IV die wirtschaftliche

Situation der Rentenbeziehenden verhiltnismassig gut zu stabilisieren. Knapp eine von

fiinf Personen mit IV-Rente muss jedoch mit geringen finanziellen Mitteln auskommen.

Seit gut 15 Jahren befindet sich die Invalidenversicherung
in einem steten Wandel. Davon zeugen die 4. bis 6. IV-Re-
vision, die 2004, 2008 und 2012 in Kraft traten. Die Wei-
terentwicklung der IV, die u.a. ein stufenloses Rentensys-
tem einfiihrt, wird voraussichtlich auf den 1. Januar 2022 in
Kraft gesetzt (IVG; SR 831.20). Auch das Gesetz iiber Ergin-
zungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung (ELG; 831:30), das fiir immer mehr Personen,
die eine IV-Rente beziehen, eine Rolle spielt, wurde auf den
1. Januar 2021 angepasst (Schiipbach 2019).

Fiir die Invalidenversicherung stellt sich die Frage, inwie-
weit diese Veranderungen den in Art. 1a Bst. b IVG veranker-
ten Auftrag, «die verbleibenden konomischen Folgen der
Invaliditat im Rahmen einer angemessenen Deckung des
Existenzbedarfs aus(zu)gleichen», tangieren. In einer Vor-
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gingerstudie aus dem Jahr 2012 (Wanner/Pecoraro 2012), die
mithilfe von Steuerdaten aus der Periode 2003 bis 2006 die
wirtschaftliche Situation von Personen mit einer IV-Rente
untersucht hat, liegen fiir diesen Zeitraum schon wichtige
Ergebnisse vor. Die verbesserte Datenlage hat dazu Anlass
geboten, eine Aktualisierung, aber auch eine gezielte Erwei-
terung der Studie von Wanner/Pecoraro (2012) vorzunehmen.

Fiir die Analysen wurde der Synthesedatensatz zur wirt-
schaftlichen Situation von Personen im Erwerbs- und Ren-
tenalter (WiSiER) benutzt. Er kombiniert Informationen der
Zentralen Ausgleichsstelle (ZAS) sowie aus der Statistik der
Bevolkerung und der Haushalte (STATPOP) des Bundesamts
fur Statistik (BFS), aus verschiedenen Registern des Bundes-
amtes fiir Sozialversicherungen (BSV) und aus der Struktur-
erhebung des BFS mit den Steuerdaten von elf Kantonen (AG
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ohne die Stadt Aarau, BE, BL, BS, GE, LU, NE, NW, SG, TI,
VS). Obschon sich die Beschreibung und Analyse der Studie
auf diese elf Kantone beschrinkt, kénnen ihre Ergebnisse als
statistisch reprasentativ fiir die Schweiz betrachtet werden.
Die Grundgesamtheit bildet die stindige Wohnbevélkerung
ab 25 bis 63/64 Jahren (bis ein Jahr vor Erreichen des ordent-
lichen AHV-Rentenalters).

PERSONEN MIT IV-RENTE 2006 UND 2015 Trotz Bevilke-
rungswachstum und Erhéhung der IV-Anmeldequoten ist
der Bestand der Personen, die eine IV-Rente beziehen, zwi-
schen 2006 und 2015 um rund 11 Prozent gesunken. Der
Riickgang ist weitgehend auf weniger Neuzusprachen
infolge der drei eingangs genannten Revisionen wie auch auf
eine sich verandernde Rechtsprechung zuritickzufiihren.
Wihrend 2006 noch 23 Prozent der neuangemeldeten Perso-
nen eine Rente erhielten, waren es gemiss einer neueren
Auswertung der SHIVALV-Daten im Jahr 2014 nur noch 15
Prozent (Guggisberg/Bischof 2020). Auch die Zusammenset-
zung nach Zivilstand hat sich verindert. Im Jahr 2015 waren
66 Prozent der Rentenbeziigerinnen und -beziiger nicht ver-
heiratet. Zehn Jahre frither waren es gemass Wanner/Peco-
raro (2012) erst 58 Prozent gewesen. Beziiglich der Geschlech-
terzusammensetzung hat der Anteil Ehepaare, bei denen der
Mann eine IV-Rente bezog, zwischen 2006 und 2015 etwas
abgenommen, wobei der Minneranteil in beiden Jahren
iberwog. In beiden Vergleichsjahren machten jedoch unver-
heiratete Mdnner den grossten Anteil unter den Personen
mit IV-Rente aus, gefolgt von unverheirateten Frauen. Jeweils
nur in 3 (Jahr 2006) bzw. 2 Prozent (Jahr 2015) der Fille bezo-
gen beide Eheleute eine IV-Rente. Auch die Altersstruktur
hat sich punktuell verdndert. So hat der Anteil junger IV-Be-
ztigerinnen und -beziiger im Zeitverlauf etwas zugenom-

2006 erhielten 23 %
der Neuangemeldeten
eine [V-Rente, 2014
waren es noch 15 %.
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men. Weiter zeigt sich, dass beziiglich der Invalidititsursa-
che zwischen den beiden Beobachtungszeitpunkten eine

Verschiebung zu psychischen Erkrankungen stattgefunden
hat.

EINKOMMENSSITUATION 2015 Das jahrliche mittlere
Aquivalenzeinkommen (Median) der 1V-Beziiger und -Bezii-
gerinnen 2015 betrug 52000 Franken und war damit um
rund 16 ooo tiefer als jenes von Personen ohne IV-Rente. Das
Aquivalenzeinkommen zeigt, wie viel Geld ein Haushalt zur
Verfiigung hitte, wenn er ein Einpersonenhaushalt ware.
Damit kann die wirtschaftliche Situation von Haushalten
unterschiedlicher Grésse verglichen werden. Ein Median-
iquivalenzeinkommen von 52 ooo Franken bedeutet, dass
die eine Hilfte der betreffenden Personen in Haushalten mit
mehr und die andere Hilfte in Haushalten mit weniger als
52 000 Franken lebt.

Die Unterschiede im Gesamteinkommen zwischen Per-
sonen mit und ohne IV-Rente erkliren sich teilweise durch
den vergleichsweise niedrigeren Bildungsstand der IV-Be-
ztigerinnen und -Beziiger sowie andere soziodemografi-
sche Merkmale wie z.B. das Alter und die Nationalitit. Sie
sind jedoch weitgehend die Folge nicht vollstindig kompen-
sierter ehemaliger Erwerbseinkommen. Da die Hohe der
IV-Rente nach oben und unten begrenzt ist (die Maximal-
rente ist doppelt so hoch wie die Minimalrente), waren die
Einkommensunterschiede der wirtschaftlichen Einheiten
von Personen ohne deutlich geringer als diejenigen von Per-
sonen mit IV-Renten. So hatte knapp die Hilfte (49 %) aller
IV-Rentenbeziehenden ein Aquivalenzeinkommen zwischen
30000 und 50 0oo Franken. Bei den Personen ohne IV-Rente
war der entsprechende Anteilswert mit 26 Prozent rund halb
so hoch. Gleichzeitig gab es kaum IV-Beziiger und -Beziige-
rinnen in den untersten Einkommensklassen. Beispielsweise
verfiigte lediglich 1 Prozent von ihnen iiber ein Aquivalenz-
einkommen bis 15 000 Franken, wihrend es bei den Personen
ohne IV-Renten rund 2,5 Prozent waren.

Dass mit 16 Prozent verhiltnismaissig viele IV-Rentnerin-
nen und -Rentner ein jihrliches Aquivalenzeinkommen zwi-
schen 35000 und 40 000 Franken erzielten, ergibt sich aus
deren Anspruch auf Erginzungsleistungen, die den allge-
meinen Lebensbedarf von Personen decken, deren AHV- oder
IV-Rente dazu nicht ausreicht. So liegen die zur Berechnung
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der Erginzungsleistungen zur AHV/IV benétigten an-
erkannten Ausgaben fiir Personen, die zu Hause leben
(Miete, Grundbedarf und Krankenkassenprimie) gerade
in diesem Einkommensbereich. In der Gesamtbevélkerung
ohne I'V-Beziigerinnen und -Beziiger gab es keine so deut-
liche Hiaufung in einer einzelnen Einkommensklasse. Die
Ergebnisse zur Einkommensverteilung verdeutlichen, dass
die Invalidenrenten zusammen mit den Erginzungsleistun-
gen in der Regel ein Einkommen zur Deckung der minima-
len Lebenskosten garantieren.

Die wirtschaftliche Lage der Personen mit IV-Rente
wurde erheblich durch das Erwerbseinkommen weite-
rer Haushaltsmitglieder bestimmt. Demnach waren Ers-
tere finanziell schlechter gestellt, wenn ihre wirtschaftli-
che Einheit neben der Rente kein substanzielles Einkommen
aus Erwerbsarbeit erzielte. Dabei handelte es sich vor allem
um alleinlebende Versicherte, deren Einkommen primar
aus der IV-Rente sowie allfilligen Ergianzungsleistungen
bestand (Median 41000 Franken). In Paar-Haushalten war
die Wahrscheinlichkeit grosser, dass neben der IV-Rente ein
Erwerbseinkommen erzielt wurde. So hatten Rentenbeziige-
rinnen und -beziiger in Paar-Haushalten ohne Kinder deut-
lich hohere mittlere Aquivalenzeinkommen (Median 60 000

Franken) als Alleinlebende. Erhielt eine Frau die IV-Rente,
war der Median mit 62 ooo Franken etwas héher als wenn der
Mann diese bezog (Median 58 ooo Franken). Waren zusitz-
lich zum Paar noch Kinder im Haushalt, waren die mittle-
ren Aquivalenzeinkommen (Median 54 0ooo Franken) etwas
tiefer. Dass die Kinderrenten eine ausgleichende Rolle spie-
len, zeigte sich darin, dass in Konstellationen mit Kindern
die Einkommensunterschiede zwischen Haushalten mit und
ohne IV-Renten deutlich geringer waren als in Haushaltskon-
stellationen ohne Kinder.

ENTWICKLUNG 2006-2015 Im Vergleich zur Vorganger-
studie (Wanner/Pecoraro 2012) verinderten sich die Ein-
kommensungleichheiten zwischen Personen mit und ohne
IV-Rente im jetzt beobachteten Zeitraum im Mittel kaum.
Die Einkommensungleichheiten unter den Rentenbeziige-
rinnen und -beziigern nahmen dagegen tendenziell etwas
ab, wohingegen sie bei den Personen ohne IV-Renten zunah-
men.

Im Vergleich zu 2006 stieg die EL-Bezugsquote der
IV-Beziigerinnen und -Beziiger im Jahr 2015 von 33 auf
48 Prozent an. Gleichzeitig bezogen weniger Personen mit
IV-Rente (bzw. die Ehepartner/innen) Leistungen aus der

Erwerbsstatus der Neurentnerinnen und -rentner 2014 in den Jahren vor und nach Zusprache der IV-Rente G1
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Quelle: Datensatz WiSiER, Berechnungen BASS.
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Mégliche Abweichungen zu 100 % resultieren aus Rundungsdifferenzen
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2. oder 3. Sdule (45% gegeniiber 51%), und der Anteil der
Wirtschaftseinheiten mit IV-Renten, die Einkommen aus
Erwerbsarbeit ausweisen, ist von 52 auf 48 Prozent zuriick-
gegangen (von 52 % auf 48 %). Dies kénnte mit der verander-
ten Zusammensetzung der Grundgesamtheit (z. B. weniger
Verheiratete, mehr jiingere IV-Beziiger/innen etc.) sowie
sich verindernden Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt
zusammenhingen. Beziiglich der Zusammensetzung der
Einkommen zeigt sich zudem, dass der Beitrag der Invali-
denrenten aus der 1. Siule ans Gesamteinkommen leicht
abnahm und die Relevanz der Ergidnzungsleistungen (und
Hilflosenentschidigung) zunahm. Bei Ehepaaren stieg
zudem die Bedeutung des weiblichen Erwerbseinkommens
leicht an.

EINKOMMENSVERLAUFE VON VERSICHERTEN, DIE
2014 NEU EINE RENTE BEZOGEN Der fiir die Auswertun-
gen zur Verfiigung stehende Datensatz erlaubt neben einer
Querschnittsbetrachtung auch Analysen tiber die Zeit. Um
die Einkommensentwicklung rund um die Jahre der Renten-

Von 2006 bis 2015 stieg
die EL-Bezugsquote der

IV-Bezuger/innen von 33 %
auf 48 % an.

zusprache zu analysieren, wurden jene Versicherten isoliert
betrachtet, die 2014 neu eine IV-Rente zugesprochen erhiel-
ten (Kohorte 2014). Dabei zeigte sich, dass bereits fiinf bis
drei Jahre vor der Zusprache der IV-Rente die Erwerbsbetei-
ligung der Betroffenen deutlich abnahm. Gleichzeitig war
gut ein Drittel der Kohorte auch 2015, also im Jahr nach der
Rentenzusprache, noch erwerbstitig (vgl. Grafik 61).
Insbesondere Personen mit einer Erkrankung des Ner-
vensystems blieben nach der Zusprache einer Rente hiufiger
erwerbstatig. Weniger hiufig war dies bei verheirateten

Erwerbseinkommen der Kohorte der Neurentnerinnen und -rentner 2014 in den Jahren vor und nach Zusprache der IV-Rente. G2

Median, Q1 und Q3

Erwerbseinkommen pro Jahr in Tausend Franken
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ZT
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IV-Rente t+1
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Erlduterung: In den Boxplots ist der Median als Balken eingezeichnet. Das untere Ende des Boxplots ist die Grenze des 25%-Quartils (Q1)
und das obere die Grenze des 75 %-Quartils (Q3). Sie geben folglich die Spannweite der Erwerbseinkommen der mittleren 50 % aller
IV-Neurentnerinnen und -rentner 2014 an, die im dargestellten Jahr ein Erwerbseinkommen auswiesen.

Quelle: Datensatz WiSiER, Berechnungen BASS.
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In den b Jahren vor

der Rentenzusprache
verliert die eine

Halfte das gesamte
Erwerbseinkommen, bel
der anderen sinkt es rasch.

Frauen und bei ausldndischen Staatsangehérigen zu beob-
achten. Personen, die auch nach der Zusprache einer Teil-
rente erwerbstitig blieben, erwirtschafteten ein deutlich
geringeres Erwerbseinkommen als vor der Berentung: Das
Einkommen nahm dabei im Mittel um mehr als die Hilfte ab.
Die vertiefenden Auswertungen zur Erwerbsbeteiligung zei-
gen, dass insbesondere zwei Jahre vor der Berentung verhilt-
nismissig viele Personen die Erwerbstitigkeit aufgaben oder
starke Lohneinbussen in Kauf nehmen mussten. (vgl. Grafik
G2).

In Bezug auf die wirtschaftliche Situation kann festge-
stellt werden, dass das Haushaltsiquivalenzeinkommen nach
der Rentenzusprache im Mittel nur noch geringfiigig unter
demjenigen lag, das zwei Jahre vor der Berentung erzielt
wurde: Wahrend Taggelder der ALV und allenfalls Sozialhilfe
die finanzielle Liicke bis zur Rentenzusprache tiberbriickten,
vermochten danach die Leistungen der IV, der 2. Sdule und
der Erginzungsleistungen das wegfallende Erwerbseinkom-
men der Person mit der [V-Rente teilweise zu kompensieren.
Obwohl sich die mittleren Einkommen (Median) direkt vor
und nach der Rentenzusprache im Mittel nur leicht verinder-
ten, wurde mit der Rentenzusprache der Anteil von Personen
mit sehr geringen Mitteln von 19 auf 8 Prozent mehr als hal-
biert. Dies, da die Leistungen der 1. Sdule aufgrund der Mini-
malrente insbesondere am unteren Rand der Einkommens-
verteilung zu unterstiitzen vermochten.

DECKUNG EINES ANGEMESSENEN EXISTENZ-
BEDARFS Wie gut es der Invalidenversicherung gelingt, die
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Armutsmessung in der Schweiz:
Wie gelangt das Vermdgen in die Berechnung?

Finanzielle Armut I&sst sich nach einem absoluten und einem relativen Ansatz
berechnen.

Absolute Armut liegt bei der Unterschreitung eines festgelegten Existenzmini-
mums vor. Wer nicht iber die finanziellen Mittel verfiigt, um die Giter und Dienst-
leistungen zu erwerben, die ein gesellschaftlich integriertes Leben erlauben, gilt
als arm. Die vom BFS verwendete Armutsgrenze leitet sich von den Richtlinien der
Schweizerischen Konferenz fiir Sozialhilfe (SKOS) ab (BFS 2018; SKOS 2020, S. 3).

Wer in einem Haushalt lebt, dessen Einkommen ohne Vermdgen deutlich unter
dem landesdblichen Einkommensniveau liegt, ist von relativer Armut bzw. Ein-
kommensarmut betroffen und gilt als armutsgefahrdet. Da Armut nach diesem
Ansatz also nicht allein von der eigenen wirtschaftlichen Situation abhédngt, son-
dern auch von der wirtschaftlichen Situation der tibrigen Personen eines Landes,
ist die Armutsgefahrdungsschwelle eine relative Grosse. Die Basis zur Ermittlung
der Schwellen liefern die verfigbaren Haushaltseinkommen, d. h. die Einkommen
abzlglich der Transferausgaben wie z. B. Steuern oder Krankenkassenprémien. In
der Schweiz lag sie 2018 fiir einen Einpersonenhaushalt bei einem monatlichen
Aquivalenzeinkommen von 2079 (50 % des Medianaquivalenzeinkommens) bzw.
2495 Franken (60 % des Medianédquivalenzeinkommens) bzw. bei 24 948 bzw.
29940 Franken im Jahr (BFS 2018; SKOS 2020, S. 3).

Basierend auf den Angaben der Steuerdaten beriicksichtigt der WiSiER-Daten-
satz, der in dieser Studie verwendet wurde, auch die Vermdgenssituation. So
fliessen b Prozent des «rasch einsetzbaren Vermdgens» in das Gesamteinkom-
men der Haushalte ein, das in der Untersuchung der wirtschaftlichen Situation
der IV-Beziigerinnen und -Beziiger berechnet und ausgewertet wurde. Jedoch
standen nicht alle Indikatoren zur Verfiigung, die das BFS verwendet, um das
verfiigbare Einkommen zu berechnen und darauf basierend die Armutsgeféhr-
dungs- sowie die Armutsschwelle und die entsprechenden Quoten zu bestimmen.

Beim hier errechneten Gesamteinkommen der Haushalte handelt es sich also
um Bruttowerte, die methodisch zwar keinen direkten Vergleich mit den vom
BFS ausgewiesenen Armutsgefahrdungsquoten erlauben, aber durchaus solide
Riickschlisse iber die wirtschaftliche Situation der betroffenen Haushalte er-
lauben, indem sie sogar einen Teil allenfalls vorhandener Vermbégenswerte be-
ricksichtigen. Folglich wird im Rahmen dieser Berichterstattung von Haushalten
mit geringen finanziellen Mitteln (unter 60 % des Mediandquivalenzeinkommens)
respektive sehr geringen finanziellen Mitteln (unter 50 % des Mediandquiva-
lenzeinkommens) gesprochen. Die entsprechenden Schwellenwerte liegen bei
37100 und 30900 Franken pro Jahr.

Dass im sozialwissenschaftlich verwendeten Armutskonzept kiinftig sowohl
Einkommen als auch Vermdgen enthalten sein miissten, ist im Grundsatz un-
bestritten. Dass sich die Analysen und Indikatoren bisher auf die Einkommens-
armut (ohne Integration des Vermdgens) beschrankten, ist weitgehend darauf
zuriickzufiihren, dass bislang die geeigneten Daten fehlten. Das BFS hat zu dieser
Thematik ein informatives Dokument herausgegeben (BFS 2020).

6konomischen Folgen von Invaliditit im Rahmen einer ange-
messenen Deckung des Existenzbedarfs auszugleichen, lasst
sich am Konzept der Armutsgefihrdung aufzeigen. In dieser
Untersuchung ist mit den zur Verfiigung stehenden Daten



INVALIDENVERSICHERUNG / Wirtschaftliche Einbussen weit vor Zusprache der IV-Rente

Haufigkeiten der Aquivalenzeinkommen der Personen mit und ohne IV-Rente 2015 an den Schwellenwerten fiir Haushalte mit sehr geringen  G3

und geringen finanziellen Mitteln

Sehr geringe
finanz. Mittel:
30900 Franken

Geringe finanz.
Mittel:
37100 Franken

Héufigkeit des Einkommens

20000 40000 60000

80000

100000 120000 140000 160000

Aquivalenzeinkommen pro Jahr (Franken)

Erlauterung: 6,4 Prozent der IV-Beziiger/innen leben in einem Haushalt, der ein Aquivalenzeinkommen von weniger als 30900 Franken pro
Jahr ausweist (entspricht rosa Flache bis zum Grenzwert «sehr geringe finanzielle Mittel»), 18,2 Prozent in einem Haushalt mit weniger

als 37100 Franken Aquivalenzeinkommen pro Jahr (entspricht rosa Flache bis zum Grenzwert «geringe finanzielle Mittel»). D.h., 11,8% der
Personen mit IV-Rente leben in einer Wirtschaftseinheit unter der Schwelle der Haushalte mit geringen finanziellen Mitteln, aber oberhalb
der Schwelle der Haushalte mit sehr geringen finanziellen Mitteln (entspricht rosa Flache zwischen den beiden Grenzwerten).

Quelle: Datensatz WiSiER, Berechnungen BASS.

|V-Rentner/innen Personen ohne IV-Rente

keine analoge Bestimmung der Armutsgefihrdungsquoten
moglich, so wie sie vom Bundesamt fiir Statistik berechnet
und ausgewiesen werden. Denn diese orientieren sich am
verfiigbaren medianen Aquivalenzeinkommen ohne Beriick-
sichtigung der Vermégenssituation. Die Indikatoren der vor-
liegenden Untersuchung orientieren sich hingegen am Brut-
tohaushaltsgesamteinkommen. Basierend auf den Angaben
der Steuerdossiers enthilt dieses auch eine Komponente, die
das vorhandene Vermégen mitberticksichtigt.

Um Verwechslungen mit den vom BFS ausgewiesenen
Armutsgefihrdungsquoten auszuschliessen, wird in die-
ser Untersuchung von Haushalten mit geringen finanziellen
Mitteln (unter 60 % des Mediandquivalenzeinkommens) res-
pektive sehr geringen finanziellen Mitteln (unter 50% des
Medianidquivalenzeinkommens) gesprochen (vgl. dazu Kas-
ten, S. 36). Der Grenzwert zur Ermittlung der Personen mit
geringen oder sehr geringen finanziellen Mitteln orientiert
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sich am Mediandquivalenzeinkommen der gesamten Bevol-
kerung, das 2015 bei 61800 Franken lag.

Von allen Personen, die 2015 eine IV-Rente bezogen, leb-
ten 18,2 Prozent in einem Haushalt mit geringen und 6,4
Prozent in einem Haushalt mit sehr geringen finanziellen
Mitteln (entspricht den rosa Flichen jeweils links der beiden
Grenzwerte in Grafik G3). Zum Vergleich: Personen, die
keine IV-Rente bezogen, hatten eine entsprechende Quote
von 12,0 bzw. 7,3 Prozent. Wer eine IV-Rente bezieht, hat
damit ein deutlich hoheres Risiko, in einem Haushalt mit
geringen finanziellen Ressourcen zu leben als jemand ohne
IV-Rente. Dagegen ist das Risiko, mit sehr geringen finanzi-
ellen Mitteln auskommen zu miissen, leicht geringer. Die

g

Differenz zwischen den beiden Quoten der Haushalte mit

r 0o s s e
sehr geringen und geringen finanziellen Ressourcen ist der

Tatsache geschuldet, dass sich verhiltnismissig viele davon
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Der IV gelingt es relativ
gut, den meisten
IV-Rentner/innen mindes-
tens eine bescheidene
Existenz zu sichern.

im relativ engen Bereich zwischen den beiden verwendeten
Schwellenwerten der Armutsgefihrdung einordnen.

Das Ergebnis verdeutlicht, dass der Definition zur Ermitt-
lung eines Schwellenwerts fiir Haushalte mit sehr geringen
und geringen finanziellen Mitteln eine grosse Bedeutung
zukommt (vgl. die Flachen in Grafik G3). Eine vergleichbare
Haufung von Einkommen in einem bestimmten Bereich ist
bei den Personen ohne IV-Renten nicht zu beobachten, wes-
halb sich die beiden Quoten in der Gesamtbevolkerung (ohne
IV-Beziigerinnen und -Beziiger) weniger stark unterschei-
den.

FAZIT Zur Beantwortung der Hauptfragestellung kon-
nen die ermittelten Zahlen dahingehend interpretiert wer-
den, dass es der Invalidenversicherung verhiltnismissig gut
gelingt, den meisten IV-Rentnerinnen und -Rentnern ein
Dasein mit sehr begrenzten finanziellen Mitteln zu erspa-
ren. Knapp eine von fiinf Personen mit IV-Rente muss hinge-
gen mit geringen finanziellen Mitteln auskommen, was im
Vergleich zur Situation von Personen ohne IV-Rente deut-
lich mehr sind.

In diesem Kontext sind auch die Ergebnisse zur Einkom-
mensentwicklung derjenigen Personen einzuordnen und
zu interpretieren, die 2014 neu eine IV-Rente bezogen. Zwei
Jahre vor der Rentenzusprache lebte gut eine von vier Per-
sonen (27 %) dieser Kohorte in Haushalten mit geringen und
eine von ftnf (19 %) in Haushalten mit sehr geringen finan-
ziellen Mitteln. Ein Jahr nach der Berentung sank die Quote
auf 18 (geringe Mittel) bzw. 8 Prozent (sehr geringe Mittel).

Mit der IV-Rente verbessert sich die finanzielle Lage fiir
verhiltnismissig viele damit relativ schnell. Dies diirfte auch
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eine Folge davon sein, dass mit der Zusprache der IV-Rente
u.a. der Zugang zu Ergdnzungsleistungen und eine mini-
male Sicherung des Existenzbedarfs gewéhrt wird. /|
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Der Assistenzbeitrag erhoht die Lebensqualitdt von Menschen mit einer Behinderung und

ist wichtig fiir ein selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben im eigenen Zuhause.

Obschon Angehoérige entlastet werden, ist deren zeitliche Beanspruchung immer noch hoch.

Fiir eine Mehrheit der Beziiger ist die Administration des Assistenzbeitrags eine Belastung.

Der Assistenzbeitrag wurde am 1. Januar 2012 im Rahmen der
IVG-Revision 6a eingefiihrt (10.032). Er versetzt handlungsfi-
hige Personen, die eine Hilflosenentschidigung (HE) bezie-
hen und zu Hause wohnen oder aus einem Heim austreten,
in die Lage, Assistenzpersonen anzustellen, welche die regel-
missig bendtigten Hilfeleistungen erbringen. Die fortlau-
fende Evaluation des Assistenzbeitrags lieferte regelmissig
detaillierte Daten und Informationen zu Anzahl und Merk-
malen der Beziigerinnen und Beziiger, zu den Auswirkungen
des Assistenzbeitrags auf deren Lebenssituation, zu den Assis-
tenzpersonen sowie zur Entwicklung der Kosten. Im Schluss-
bericht wird Bilanz iiber die Periode 2012 bis 2019 gezogen.
Es zeigt sich eine nach wie vor konstante Zunahme der Nach-
frage sowie eine insgesamt hohe Zufriedenheit der Personen,
welche die Leistung seit ihrer Einfithrung beziehen konnten.
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ENTWICKLUNG DER NACHFRAGE Im Zeitraum 2012 bis
2019 bezogen insgesamt 3466 erwachsene Personen einen
Assistenzbeitrag. Seit seiner Lancierung Anfang 2012 nahm
die Zahl der Erstbeziigerinnen und Erstbeziiger relativ kon-
stant um 420 Personen pro Jahr zu. Dazu kommen 149 Perso-
nen, die bei der Anmeldung minderjihrig waren. Daneben
sind total 675 Abginge zu verzeichnen. Folglich bezogen im
Jahr 2019 2940 erwachsene Midnner und Frauen einen Assis-
tenzbeitrag, wovon 328 Personen (11%) das regulire Renten-
alter bereits tiberschritten hatten. Mehr als die Hilfte der
Abginge war verstorben (426 Personen). Die restlichen 249
hatten den Assistenzbeitrag aus eigener Entscheidung oder
aufgrund fehlender Voraussetzungen nicht mehr in
Anspruch genommen. Die meistgenannten Griinde fiir die
Einstellung der Leistung waren der Grundsatz der IV, Fami-
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lienangehoérige nicht als Assistenzpersonen anzuerkennen,
der hohe administrative Aufwand der Betroffenen, Schwie-
rigkeiten bei der Rekrutierung geeigneter Assistenzperso-
nen sowie gesundheitliche Aspekte.

Der Anteil der Assistenzbeziigerinnen und -beziiger an
allen erwachsenen Personen mit Hilflosenentschadigung (HE)
betrug 2019 7,1 Prozent (ohne AHV-Rentner/innen). Am Total
der zu Hause wohnenden Personen mit HE war er 10,9 Pro-
zent. Zwischen den Kantonen variierte der Anteil mit einer
Spannweite von 5,5 bis 17,9 Prozent betrachtlich. Die Unter-
schiede kénnen weder mit einer unterschiedlichen Verteilung
des Hilflosigkeitsgrads unter den Beziigerinnen und Bezii-
gern in den Kantonen, noch mit dem Urbanisierungsgrad,

2012-2019 erhielten
950 Minderjahrige einen
Assistenzbeltrag — bel
steigender Nachfrage.

noch der Grésse der Kantone, noch mit dem kantonalen Anteil
an Heimbewohnerinnen und -bewohnern am Total aller Perso-
nen mit HE in Verbindung gebracht werden. Die Hauptgriinde
fiir die kantonalen Unterschiede sind damit noch weitgehend
unbekannt und bediirfen vertiefender Analysen.

Im evaluierten Zeitraum erhielten insgesamt 950 Min-
derjihrige einen Assistenzbeitrag. Unmittelbar nach sei-
ner Lancierung 2012 war die Nachfrage Minderjahriger
mit 42 neuen Beziigen relativ gering, wuchs mit zunehmen-
der Dauer jedoch an. In den Jahren 2018 und 2019 waren es
bereits jeweils rund 160 Minderjihrige. 2019 betrug der
effektive Bestand der minderjihrigen Assistenzbeziigerin-
nen und -beziiger 696. Unter allen Minderjihrigen, die in
diesem Jahr HE bezogen, betrug ihr Anteil 7,1 Prozent. Der
héchste Anteil minderjihriger Assistenzbeziigerinnen und
-beziiger findet sich bei Personen mit einem Intensivpflege-
zuschlag tiber sechs Stunden und schwerer (43 %) oder mitt-
lerer Hilflosigkeit (29 %).

WER BEZIEHT EINEN ASSISTENZBEITRAG? 2019 betrug
der Anteil der Personen, die einen Assistenzbeitrag bezo-
gen, am Total der zu Hause wohnenden erwachsenen Per-
sonen mit HE rund 11 Prozent. Erwachsene Assistenzbezii-

Anteil Personen mit Assistenzbeitrag: Jahr und HE-Grad beim Erstbezug

28 %

22 %

2012 YAK] 2014

Quelle: HE-Register (BSV 2020), Rechnungsdaten (BSV Mai 2020).
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leicht mittel schwer
Mégliche Abweichungen zu 100 % resultieren aus Rundungsdifferenzen
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gerinnen und -beziiger mit Anspruch auf eine HE schweren
Grades verfiigten deutlich hiufiger iiber einen Assistenz-
beitrag (35%) als solche mit einer HE mittleren (11%) oder
leichten Grades (6 %). Insbesondere in der Anfangsphase
bezogen tiberdurchschnittlich viele Personen mit einer HE
schweren Grades einen Assistenzbeitrag (vgl. Grafik G1).
Danach reduzierte sich ihr Anteil an den jahrlichen Neu-
zugdngen.

Erwachsene Assistenzbeziigerinnen und -beztiger mit
einer Erkrankung des Nervensystems (Bezugsquote 22 %)
sowie des Bewegungsapparats (15 %) bezogen signifikant hiu-
figer einen Assistenzbeitrag, wohingegen Personen mit psy-
chischen Gebrechen, die meist eine HE leichten Grades beka-
men, mit einer Bezugsquote von 5 Prozent untervertreten
waren. Ebenfalls untervertreten waren Personen mit einem
Geburtsgebrechen (Bezugsquote 9 %).

Bei den Minderjahrigen bezogen ebenfalls solche mit
Anspruch auf eine schwere HE deutlich haufiger einen
Assistenzbeitrag als solche mit einer HE tieferen Grades.
Der Anteil Minderjahriger mit Intensivpflegezuschlag von
sechs oder mehr Stunden lag mit 65 Prozent erwartungs-
gemiss sehr hoch. Dies aufgrund der Anspruchsbedingung
eines Intensivpflegezuschlags von mindestens sechs Stunden
pro Tag. Die Bezugsquote betrug in dieser Gruppe 39 Pro-
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zent. Gut ein Drittel der Minderjihrigen, die einen Assis-
tenzbeitrag bezogen, erhielten ihn nicht aufgrund eines
Intensivpflegezuschlags zugesprochen, sondern durch eine
der anderen Sonderregelungen (Ausbildung in Regelklassen
oder Erwerbstitigkeit). Bei dieser Gruppe betrug die Bezugs-
quote 2,8 Prozent. Betrachtet man die Entwicklung nach dem
Jahr des ersten Assistenzbeitrags, hat sich der Anteil min-
derjahriger Beziigerinnen und Beziiger ohne Intensivpfle-
gezuschlag bzw. einem Zuschlag unter sechs Stunden von
24 Prozent im ersten Jahr (2012) auf 50 Prozent im Jahr 2019
deutlich erhéht.

HOHE UND AUSSCHOPFUNG DES ASSISTENZ-
BEITRAGS Im Erhebungszeitraum betrigt der Median des
monatlich (maximal) zur Verfiigung stehenden bzw. an-
erkannten Assistenzbeitrags bei den Erwachsenen 1900
Franken. Demnach beanspruchte die Hilfte der Beziigerin-
nen und Beziiger einen Assistenzbeitrag von weniger als
1900 Franken pro Monat und die andere Hilfte von tiber
1900 Franken. Der Mittelwert liegt, bedingt durch einzelne
sehr hohe Anspriiche, mit 2840 Franken deutlich itber dem
Median. Der im Median zur Verfiigung stehende Assistenz-
beitrag fiir Erwachsene sank zwischen 2012 (3100 Fr.) und
2019 (1300 Fr.) deutlich: Bis 2015 sank er, da weniger Perso-

Ausschopfung des zugesprochenen Assistenzbeitrags
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Quelle: Verfiigungen und Rechnungsdaten (BSV, Mai 2019) der im Jahr 2019 aktiven Beziiger/innen (ohne Beziiger/innen im AHV-Rentenalter).
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Im Erhebungszeitraum
betrug der Median

des monatlich fur
Erwachsene anerkannten
Assistenzbeitrags 1900 Fr.

nen mit schwerer Hilflosigkeit und entsprechend hohem
Beitrag Assistenz bezogen haben, danach ging der Betrag
in allen drei HE-Graden zurtick.

Im Durchschnitt werden nur gut drei Viertel des zur
Verfligung stehenden Assistenzbeitrags tatsichlich ausge-
schopft. Als wichtigster Grund hierfiir wird die unbezahlte
Hilfe der Partnerin oder des Partners beziehungsweise ande-
rer Familienangehdriger genannt. Der Ausschépfungsgrad
ilterer Beziigerinnen und Beziiger sowie von Personen mit
einer Hilflosigkeit leichten Grades ist dagegen leicht hoher
(vgl. Grafik G2). Ebenso steigt er mit zunehmender Bezugs-
dauer an. Dies kann als Hinweis darauf gewertet werden, dass
die Umstellung vom vorangehenden Betreuungssetting auf
das neue eine gewisse Zeit beansprucht. Im Jahr 2019 lagen
die Ausgaben bei rund 63 Mio. Franken (nur Beziige vor dem
AHV-Rentenalter).

Bei Minderjihrigen betrigt der Median des (maximal)
zur Verfiigung stehenden Assistenzbeitrags 3380 Franken
und liegt damit deutlich tiber demjenigen der Erwachse-
nen (1890 Fr.). Dies diirfte mit dem héheren Anteil an Min-
derjiahrigen zusammenhingen, die eine HE schweren Gra-
des bzw. einen Intensivpflegezuschlag erhalten. Das Total
der erbrachten Leistungen fiir Minderjahrige betrug 2012
rund 0,6 Mio. Franken und stieg bis 2019 stetig auf 16,0 Mio.
Franken an.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE WOHNSITUATION 2019 hatten
von den insgesamt 3466 Erwachsenen mit einem Assistenz-
beitrag 232 vor dem Erstbezug in einem Heim gewohnt. Dies
entspricht knapp 7 Prozent aller Beziigerinnen und Beziiger.
Von allen rund 12 800 Heimbewohnerinnen und -bewohnern
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mit HE entschieden sich in der gut achtjihrigen Laufzeit der
Leistung 1,8 Prozent fiir einen Heimaustritt und den Bezug
eines Assistenzbeitrags. Wie haufig dieser ursichlich einen
Heimeintritt verhindert hat, lisst sich anhand der Befra-
gungsergebnisse nicht exakt ermitteln. Die Antworten der
Befragten lassen jedoch den Schluss zu, dass der Assistenz-
beitrag einen wesentlichen Beitrag dazu leistet und dass sich
die Frage eines Heimeintritts fiir viele Betroffene nicht oder
allenfalls erst mit einer zeitlichen Verzégerung stellt.

55 Prozent der befragten Erziehungsberechtigten von
Minderjihrigen gaben an, dass der Assistenzbeitrag eine
wichtige Rolle spielte bzw. der Hauptgrund dafiir war, dass
das Kind weiterhin zu Hause wohnen konnte. Fiir 45 Prozent
spielte der Assistenzbeitrag beziiglich Wohnsituation eine
untergeordnete oder gar keine Rolle.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE ZUFRIEDENHEIT Gemiss einer
Mehrheit der befragten Beziigerinnen und Beziiger oder
ihrer Erziehungsberechtigten bzw. Eltern eignet sich der
Assistenzbeitrag, um die in der Botschaft von 2010 (10.032)
genannten primaren Ziele zu erreichen. Nicht nur férdert
er die Selbstbestimmung und Eigenverantwortung und
erhoht die Chancen, trotz einer Behinderung eigenstindig
zu Hause zu wohnen, sondern er schafft auch bessere Mog-
lichkeiten, sich in die Gesellschaft zu integrieren. So geben
rund 8o Prozent der 1906 Erwachsenen, die an der Befra-
gung teilgenommen haben, und 88 Prozent der an der Befra-
gung teilnehmenden Erziehungsberechtigten Minderjahri-
ger (n = 553) an, dass sie mit der neuen Leistung zufrieden
oder sehr zufrieden sind. Fiir rund drei Viertel der Erwach-
senen haben sich Lebensqualitat und Selbstbestimmungs-
grad durch den Assistenzbeitrag erhoht. Knapp zwei von
drei Erziehungsberechtigten Minderjihriger sind der Mei-
nung, dass sich die Lebensqualitit ihres Kindes mit dem
Assistenzbeitrag verbessert hat. Die Riickmeldungen zur
beruflichen Integration sechs Monate nach dem Erstbezug
hingegen zeigen, dass zumindest kurzfristig kein oder nur
ein sehr geringer positiver Einfluss auf die Erwerbstitigkeit
erwartet werden kann.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE FAMILIE UND DAS
UMFELD Der Assistenzbeitrag hat bei einer klaren Mehr-
heit der Befragten eine entlastende Wirkung auf die Fami-



lie und das Umfeld. 70 Prozent der befragten Erwachsenen
geben an, dass sich die zeitliche Belastung der Angehérigen
durch den Assistenzbeitrag verringert hat. Knapp vier von
zehn benotigen im Vergleich zur Situation vor dem Assis-
tenzbeitrag weniger Pflege von Personen, die im gleichen
Haushalt wohnen. Dennoch halten zwei Drittel (66 %) der
Befragten fest, dass die Angehoérigen aufgrund ihrer Behin-
derung nach wie vor zeitlich stark oder sehr stark belastet
werden.

Fiir eine Mehrheit der Erziehungsberechtigten von Kin-
dern mit Assistenzbeitrag entlastet dieser die Familien-
situation. Rund zwei Drittel geben an, dass sie aufgrund des
Assistenzbeitrags (eher) mehr Zeit fiir sich beziehungsweise
fiir den Partner/die Partnerin haben, fiir 71 Prozent ist die
Betreuung des Kindes weniger oder eher weniger belastend,
und drei von vier Familien mit mehreren Kindern haben
weniger das Gefiihl, dass die anderen Kinder zu kurz kom-
men. Die Entlastung der Familiensituation ist bei Minder-
jahrigen die meistgenannte «positivste Erfahrung» mit dem
Assistenzbeitrag.

ADMINISTRATIVER AUFWAND Wihrend sich die Suche
nach einer geeigneten Assistenzperson fiir knapp die Halfte
der Befragten einfach oder sehr einfach gestaltet, ist sie fiir
die andere Hilfte schwierig oder sehr schwierig. Denn vie-
len der eher spirlichen Stelleninteressenten sind die ange-
botenen Arbeitspensen zu tief und sie storen sich laut einem
Drittel der Riickmeldungen an den unregelmassigen Arbeits-
zeiten und tiefen Lohnen. Zudem fehlt etlichen Bewerberin-
nen und Bewerbern die notwendige Qualifikation fiir die
geforderte Arbeit. Der Anteil von Beziigerinnen und Bezii-
gern, die Schwierigkeiten haben, eine geeignete Assistenz-
person zu finden, hat sich in den letzten Jahren erhoht (2012:
54 %; 2019: 64 %); wobei die Schwierigkeiten fiir Personen mit
héherem Assistenzbeitrag grosser sind. Gut die Hilfte der
Beziiger und Beziigerinnen hat ihre Assistenzpersonen vor
der Anstellung bereits gekannt.

Die Bewerbungsdichte fiir Assistenzstellen ist nicht tiber-
all gleich hoch. So gelingt die Rekrutierung von Assistenz-
personen im lindlichen Raum besser als in den Stiddten. Auch
aus der Zentralschweiz werden weniger Rekrutierungs-
schwierigkeiten vermeldet als in den anderen Gross-
regionen.

43

INVALIDENVERSICHERUNG / Evaluation Assistenzbeitrag 2012-2019

Knapp drei Viertel der
Befragten empfinden

die Organisation der
personlichen Assistenz als
belastend.

Knapp drei Viertel der Befragten empfinden die Organi-
sation der personlichen Hilfe als belastend. Zwei Drittel sto-
ren sich am Zeitaufwand, der ihnen durch die monatliche
Abrechnung entsteht. Fast alle Befragten (97 %) suchten wih-
rend der Einfithrungszeit nach Informationen und Unter-
stiitzung. Wihrend sich gut die Hilfte mit dem entspre-
chenden Angebot gut zurechtfand, erachtete es ein knappes
Drittel als ungentigend. Sowohl bei den Erwachsenen als
auch bei der Vertretung der Minderjahrigen verweist rund
die Hilfte der Befragten darauf, dass es bereits schwierig
oder sehr schwierig sei, Informationen und Unterstiitzung
beziiglich Assistenzbeitrag zu finden. Die entsprechenden
Anteile blieben iiber mehrjihrige Evaluationsperioden kon-
stant. Dies lasst darauf schliessen, dass sowohl der Zugang
zu den Informationen und zur Unterstiitzung als auch deren
Qualitit noch nicht optimal sind.

FAZIT UND VERBESSERUNGSPOTENZIAL Gemiss den
Resultaten der Befragung ist der 2012 eingefiihrte Assistenz-
beitrag dafiir geeignet, seine priméren Ziele bei einer Mehr-
heit der Beziigerinnen und Beziiger zu erreichen. So ver-
mag er, die Selbstbestimmung und Eigenverantwortung zu
férdern. Dadurch erhéht er die Chancen, trotz einer Behin-
derung eigenstindig zu Hause wohnen zu kénnen und ver-
bessert die Moglichkeiten, sich in die Gesellschaft und ins
Berufsleben zu integrieren.

Die aktuelle Nachfrage zeigt, dass die in der Vorphase
der Einfithrung prognostizierte Anzahl von durchschnitt-
lich 3000 Beziigerinnen und Beziigern pro Jahr bis 2026
nach acht Jahren noch nicht erreicht ist. 2019 bezogen 2612
erwachsene Personen einen Assistenzbeitrag (da hier Zah-
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len aus der IV-Rechnung ausgewiesen werden, sind die
AHV-Rentner/innen mit Assistenz nicht mitgezahlt). Entwi-
ckelt sich der Bestand wie in den ersten acht Jahren, diirfte er
2020 jedoch knapp 3000 Beziigerinnen und Beziiger errei-
chen, wobei bislang der Durchschnitt tiber die Jahre entspre-
chend tiefer lag. Mit zunehmender Dauer ist mit einer jihr-
lich steigenden Anzahl von Personen zu rechnen, welche aus
verschiedenen Griinden die Leistung nicht mehr beanspru-
chen werden (Versterben, Verschlechterung des Gesund-
heitszustands, Ubertritte in die AHV, Ubertritte in Heime
etc.). Fiir minderjihrige Beziigerinnen und Beziiger wurde
keine Prognose gemacht. Ein vom BSV durchgefiihrtes Moni-
toring wird kiinftig die wichtigsten Parameter zum Assis-
tenzbeitrag weiter beobachten. Die Eckwerte zum Assistenz-
beitrag werden in die BSV-Standard-Statistik aufgenommen.

In den Kostenrechnungen der Botschaft wurde fiir die
IV in den ersten 15 Jahren mit durchschnittlichen jéihrlichen
Kosten von 47 Mio. Franken pro Jahr gerechnet. 2016, fiinf
Jahre nach Einfithrung der Leistung, war dieser Wert mit
45 Mio. Franken beinahe erreicht worden. 2019 lagen die Aus-
gaben bei rund 63 Mio. Franken (Beziige Erwachsener vor
dem AHV-Rentenalter). Uber die gesamte bisherige Laufzeit
von acht Jahren liegen die durchschnittlichen Kosten bei
38,8 Mio. Franken pro Jahr.

Auf mogliches Verbesserungspotenzial angesprochen,
wird seitens der Befragten an erster Stelle eine Verein-
fachung des administrativen Ablaufs (48 %) und an zweiter
Stelle die Ausweitung des anerkannten Hilfebedarfs (25%)
genannt. Neben einer besseren Starthilfe in Form eines Leit-
fadens oder Informationskatalogs wird diesbeziiglich oft eine
(barrierefreie) Abrechnung tiber das Internet gewiinscht. M
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GESUNDHEITSWESEN

Das elektronische Patientendossier
—es geht jetzt los

Adrian Schmid, eHealth Suisse

Soziale Sicherheit / CHSS / 1]2021

Nach einer langen Vorlaufzeit hat bei der Einfithrung des elektronischen Patientendossiers

(EPD) die Startphase begonnen. Im ersten Halbjahr 2021 nehmen die dezentralen

Umsetzungsprojekte schrittweise den Betrieb auf. Es ist der Beginn einer tiefgreifenden

Entwicklung im Gesundheitswesen.

Zunichst zeigte sich Adrian Schmitter ziemlich enttauscht.
«Stellen Sie sich den Effizienzgewinn vor, wenn sich ein
Arzt mit wenigen Klicks einen Uberblick iiber die Kranken-
geschichte machen und anschliessend entsprechend handeln
kann», schrieb der CEO des Kantonsspitals Baden wahrend
der Coronakrise im November 2020 in einem Gastkommen-
tar in der «Aargauer Zeitung». «Gerade in der jetzigen Pan-
demie wire ein elektronisches Patientendossier sehr hilf-
reich fiir Arzte und Pflegefachleute.» Viele Coronapatienten
seien polymorbid, das heisst, sie weisen mehrere andere
Krankheiten auf. Mit einem raschen Zugang auf die wichtigs-
ten Informationen «kdmen die Vorteile der Digitalisierung
voll zum Tragen.» Aber eben - «wire», «hitte», «kdme». Denn
der Start mit dem elektronischen Patientendossier (EPD) im
Spital Baden hatte kurz vorher verschoben werden miissen.
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Einen Monat spiter war es dann soweit. Am 11. Dezem-
ber 2020 erdffnete der Aargauer Regierungsrat Jean-Pierre
Gallati im Kantonsspital Baden das erste EPD der Schweiz.
Er gab damit den Startschuss fiir die schrittweise Einfiih-
rung in allen Versorgungsregionen. Auch fiir den Spital-CEO
ein wichtiger Moment. (Jetzt konnen wir EPDs er6ffnen und
Daten ablegen», hielt Adrian Schmitter fest. «Was wir damit
noch nicht haben, ist eine lebendige Datenbank, mit der wir
im Alltag arbeiten kénnen.»

Bis diese «lebendige Datenbank» schweizweit Realitit ist,
wird es aber noch etwas dauern. Zusammen mit dem Aargauer
Projekt werden gegen zehn dezentrale Umsetzungsprojekte
das EPD anbieten (siehe Ubersichtskarte). Diese sog. Gemein-
schaften sind organisatorische Verbiinde von Gesundheits-
fachpersonen und ihren Einrichtungen - z.B. Spitiler,
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Pflegeheime, Geburtshduser, Arztpraxen, Apotheken, Spi-
tex-Dienste, Reha-Kliniken oder Therapeuten. Es gibt regio-
nale und nationale Gemeinschaften. Diese werden erst in die
schweizweite EPD-Vernetzung aufgenommen, wenn eine Zer-
tifizierungsstelle bestitigt hat, dass sie alle rechtlichen Vor-
gaben erfiillen. Ziel der Zertifizierung ist es auch, die hohen
Anforderungen an den Datenschutz und die Datensicherheit
zu tiberpriifen. Den Anfang machte im Dezember 2020 mit
dem Kantonsspital Baden das Projekt «eHealth Aargau». Bis
zum Abschluss der Verfahren zur Zertifizierung in allen Ver-
sorgungsregionen diirfte es Sommer 2021 werden.

In immer mehr Bereichen des Alltags haben die Menschen
in der Schweiz dank digitaler Angebote stindig Zugang zu
wichtigen Unterlagen und Informationen. So haben zum
Beispiel drei Viertel der Bevolkerung mit E-Banking Zugang
zum eigenen Bankkonto und bezahlen Rechnungen elektro-
nisch. Im Gesundheitswesen aber sind Patienten haufig ohne
Unterlagen oder unvollstindig dokumentiert unterwegs. Das
betrifft zum Beispiel den Austrittsbericht eines Spitals, den

Elektronisches Patientendossier
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Pflegebericht der Spitex, die Ubersicht der Medikamente
oder Rontgenbefunde. Weil die Patienten ihren Behandeln-
den keinen Zugang zu den entsprechenden Informationen
geben kénnen, miissen sie in unterschiedlichen Versorgungs-
bereichen stets die gleichen Fragen beantworten. Erst wenn
jeder an der Behandlung beteiligte Akteur - vom Arzt iiber
die Apothekerin bis zur Spitex - iiber die nétigen Informa-
tionen verfiigt, lassen sich zum Beispiel bei der Medikation
Fehler verhindern. Aber auch in anderen Behandlungssitua-
tionen ist es fiir die Patienten wichtig, dass Arzte, Apothe-
ker oder Therapeuten bei ihren Entscheiden die wichtigsten
Unterlagen zur Verfiigung haben.

KOMMUNIKATION UBER VERALTETE KANALE Gesund-
heitseinrichtungen und -fachpersonen arbeiten zunehmend
digital. Allerdings zeigt der «eHealth-Barometer 2020», dass
die interne Vernetzung - also der Datenaustausch innerhalb
einer Institution - insgesamt immer noch doppelt so hoch
ist wie die externe Vernetzung, der Austausch mit anderen
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Gesundheitsakteuren (GFS Bern 2020). Gesundheitsakteure
tauschen sich untereinander nach wie vor hiufig tiber ana-
loge Kanile wie das Fax oder Telefon iiber Behandlungen aus,
obwohl in vielen Fillen mehrere Gesundheitsfachpersonen
aus verschiedenen Institutionen an einer Behandlung betei-
ligt sind. Der Austausch per Mail hat zwar in den letzten Jah-
ren zugenommen, aber damit ist nicht sichergestellt, dass
auch die Patienten Zugang haben auf die relevanten Unter-
lagen. Der Austrittsbericht eines Spitals, der per Mail zum
Hausarzt geschickt wird, niitzt der Spitex-Mitarbeiterin
nichts, wenn sie einen Patienten nach dem Spitalaustritt zu
Hause betreuen muss. Es ist deshalb eines der Ziele des EPD,
den Informationsaustausch zwischen verschiedenen Gesund-
heitseinrichtungen zu verbessern.

Die Einfiithrung des EPD ist ein komplexes Zusammenspiel
von rechtlichen, organisatorischen und technischen Voraus-
setzungen und zahlreichen Akteuren. Gemass Bundesgesetz
iiber das elektronische Patientendossier (EPDG; SR 816.1) kén-
nen alle Menschen in der Schweiz ein EPD erdffnen. Das Dos-
sier ist freiwillig und kann jederzeit wieder geléscht werden.
Obwohl es «Patientendossier» heisst, muss man nicht krank
sein, um ein EPD zu erdffnen. Auch eine gesunde Person kann
ein EPD er6ffnen. Ab dem Start in den Versorgungsregionen
sind Akutspitéler, psychiatrische Kliniken und Reha-Klini-
ken verpflichtet, wichtige Informationen im EPD zu erfassen,
wenn die Patienten das méchten. Pflegeheime sowie Geburts-
hiuser miissen sich bis Mitte April 2022 anschliessen. Fiir
Arztpraxen, Apotheken, freischaffende Hebammen oder Spi-
tex-Dienste ist die Teilnahme am EPD freiwillig.

Die an einer Behandlung beteiligten Gesundheitsfachper-
sonen kénnen auf die im EPD verzeichneten Informationen
nur zugreifen, wenn ihnen die Patienten ein Zugriffsrecht
auf ihr EPD erteilt haben - denn sie bestimmen, wer welche
Dokumente wann einsehen kann. Alle Zugriffe auf das EPD
werden protokolliert und lassen sich von den Patienten nach-
verfolgen. Sie kénnen ihr EPD online einsehen und selber
Dokumente ablegen, z.B. einen Organspendeausweis, eine
Patientenverfiigung oder einen Operationsbericht, den sie
bei sich zu Hause auf Papier aufbewahrt haben.

ZWECKARTIKEL IM BUNDESGESETZ WEIST DEN
WEG Mit der Beschreibung des EPD kénnte dieser Text
enden, wenn das Parlament im Zweckartikel des EPDG nicht
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Ziele verankert hitte, die iiber eine einfache digitale Daten-

ablage als Ersatz von Fax- und Briefdokumenten hinaus-

gehen. Demnach soll das EPD zusammen mit ergdnzenden

Massnahmen:

- die Qualitdt der medizinischen Behandlung stirken;

- die Behandlungsprozesse verbessern;

- die Patientensicherheit erhéhen;

- die Effizienz des Gesundheitssystems steigern;

- die Gesundheitskompetenz der Patientinnen und
Patienten fordern.

KOORDINIERTE VERSORGUNG Aufgrund der demogra-
fischen Alterung wird es immer mehr Menschen mit chro-
nischen Krankheiten und Mehrfacherkrankungen geben.
Die Behandlungsmoéglichkeiten werden aufgrund des
medizinisch-technischen Fortschritts weiter zunehmen
und schwerkranke Menschen werden kiinftig linger leben.
Menschen mit chronischen Krankheiten und Mehrfacher-
krankungen beanspruchen mehr Leistungen des Gesund-
heitswesens als die durchschnittliche Bevolkerung: Sie
benotigen zum Beispiel mehr Medikamente, suchen ofter
eine Arztin auf, konsultieren mehr unterschiedliche Fach-
leute, werden hiufiger hospitalisiert und rehospitalisiert.
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Werden diese Leistungen mangelhaft koordiniert, kommt
es zu Qualititseinbussen, zu unnétigen Behandlungen und
zu tiberfliissigen Kosten. In einem Leitfaden zur integrier-
ten Versorgung halten die Kantone deshalb fest, dass «bei
diesen Menschen der Einsatz des EPD besonders hilfreich
ist» (GDK 2019).

Mehrere Erkrankungen — ein EPD

Hannes Hofer hat zunehmend gesundheitliche Probleme: Er leidet an Uberge-
wicht, hohem Blutdruck und Diabetes. Kurz nach seiner Pensionierung hatte er
einen ersten Herzinfarkt. Sein Hausarzt und die Herzspezialistin sind froh, dass
Hannes Hofer ein EPD hat. So sind sie immer auf dem gleichen Wissensstand.
Aufgrund des Diabetes hat Hannes Hofer zusatzlich eine schlecht heilende Wun-
de am Fuss, die intensiv von der Spitex gepflegt werden muss. Der Mitarbeiter
der Spitex fotografiert die Wunde regelmdssig und stellt die Bilder ins EPD. Der
Hausarzt kann so die Wundheilung tiberwachen, ohne dass jedes Mal eine Kon-
sultation notig ist.

«EPD im Einsatz» als Film: www.patientendossier.ch/clips

Bund und Kantone sowie weitere wichtige Akteure im
Gesundheitswesen sind sich einig, dass die Priorititen im
Gesundheitssystem kiinftig verschoben werden miissen, von
der Akutversorgung zu einer patientenzentrierten, wirk-
samen und nachhaltigen Betreuung chronisch Kranker und
Mehrfacherkrankter. «Die ganze Versorgung muss sich stér-
ker am Nutzen der gesamten Therapiekette statt nur am
Nutzen der Einzelmassnahmen orientieren», heisst es zum
Beispiel in der gesundheitspolitischen Strategie des Bundes-
rates 2020-2030 (Gesundheit2030). Dafiir braucht es andere
Formen der Zusammenarbeit und eine bessere Arbeitstei-
lung. Die Einfithrung des EPD ist eine der Massnahmen,
um dieses Ziel zu erreichen. Denn eine zeitgemisse koordi-
nierte Versorgung ist mit Fax-, Brief- und Mailversand nicht
zu haben. Die Fachwelt ist sich einig, dass die digitale Ver-
netzung eine notwendige Voraussetzung fiir mehr Qualitit,
Patientensicherheit und Effizienz ist.

INTERPROFESSIONELLE ZUSAMMENARBEIT Die
Erkenntnis ist heute verbreitet, dass die Berufsleute im
Gesundheitswesen in Zukunft besser zusammenarbeiten
miissen. Mit der Zunahme von Menschen mit chronischen
Krankheiten und Mehrfacherkrankungen werden die Krank-
heitsbilder immer komplexer. Gleichzeitig nimmt das spe-
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zifische medizinische oder pflegerische Fachwissen zu, es
wird im fragmentierten Behandlungsprozess aber ungenii-
gend zusammengefiigt. Im Interesse der Behandlungsquali-
tit muss deshalb mehr koordiniert und kommuniziert wer-
den - iiber alle Fachbereiche und Berufsgruppen hinweg. Die
Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaf-
ten (SAMW) hat deshalb in einer Charta zur Zusammen-
arbeit der Fachleute im Gesundheitswesen unter anderem
festgehalten, dass in Zukunft die Arbeitsmodelle so auszu-
richten sind, «dass sie eine integrierte Betreuung fordern
und unterstiitzen» (SAMW 2014).

Die Abldufe und Arbeitsmodelle der Patientenversorgung
werden im elektronischen Zeitalter anders sein als im analo-
gen. Mit dem adidquaten Einsatz des EPD kann eine Informa-
tion einer Vielzahl von Medizinern, Pharmazeuten, Pflegen-
den oder Therapeuten niitzlich sein. Dies muss in Zukunft
beim Verfassen von Berichten oder Befunden berticksichtigt
werden.

GESUNDHEITSKOMPETENZ DER BEVOLKE-
RUNG Gesundheitskompetente Menschen haben die Fihig-
keit, im Alltag Entscheidungen zu treffen, die sich positiv auf
ihre Gesundheit auswirken. Dabei ist die individuelle Kom-
petenz angesprochen, die eigene Gesundheit zu férdern,
Krankheiten vorzubeugen oder zu bewiltigen. Erndhrung,
Bewegung, Suchtverhalten oder Entscheidungen in Behand-
lungssituationen sind Stichworte dazu.

Gemass einer Studie des Bundes hat die Schweizer Bevol-
kerung vor allem bei der Krankheitspravention Schwierig-
keiten, Informationen zu verstehen und zu beurteilen. In
einem Vergleich mit acht europiischen Landern schloss die
Schweiz diesbeziiglich unterdurchschnittlich ab (GFS Bern
2015).

Das digitale Umfeld gibt der Bevélkerung neue Mog-
lichkeiten fiir ein gesundheitskompetentes Verhalten. Dazu
muss aber die eine oder andere zusitzliche Voraussetzung
gegeben sein:

- der Zugang zu einem Computer (Desktop, Laptop, Smart-
phone);

- der Zugang zum Internet und sichere Umgang mit Anwen-
dungen (Webseiten, Programme, Apps);

- ein kritischer Umgang mit Informationsquellen im Inter-
net (Einschitzen der Vertrauenswiirdigkeit).
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Mit dem EPD werden die Moglichkeiten der Bevolkerung
fiir ein gesundheitskompetentes Verhalten erweitert. So wer-
den Patienten die Dokumente rund um ihre Gesundheit tiber
ein Zugangsportal einsehen kénnen. Und sie entscheiden,
welchen Gesundheitsfachpersonen sie welche Unterlagen
zuganglich machen wollen. Patienten, die das EPD nutzen
wollen, miissen sich im digitalen Umfeld bewegen konnen.
Wer dies nicht will oder kann, ist davon jedoch nicht ausge-
schlossen. Es ist moglich, eine Stellvertretung zu bezeich-
nen, welche die Patientenrechte vollstindig wahrnehmen

kann.

VOR ALLEM EIN KULTURPROJEKT Wenn das digitale Dos-
sier breiter verstanden wird als eine Dokumentenablage,
dann wird die digitale Vernetzung die Zusammenarbeit
der Gesundheitsfachpersonen und die Rolle ihrer Patienten
nachhaltig verandern und verbessern. Vor diesem Hinter-
grund ist die Einfithrung des EPD zwar auch ein komplexes
Informatikvorhaben - vor allem aber ist sie ein Kulturpro-
jekt, weil sie einen anderen Umgang mit den Gesundheits-
informationen der Patienten erméglicht. Ein Kulturwandel
braucht Zeit - vor diesem Hintergrund wird sich das EPD
vermutlich nicht sehr rasch verbreiten. Hinzu kommt, dass
es schrittweise weiterentwickelt und verbessert wird. Am
Anfang werden vor allem Unterlagen im PDF-Format ausge-
tauscht, aber je schneller sich die Systeme der Gesundheits-
fachpersonen modernisieren, desto rascher lassen sich auch
interaktive Formate in die Plattform einbinden. Damit kann
beispielsweise eine Arztin oder ein Apotheker die Ubersicht
der aktuellen Medikation direkt im EPD anpassen.

Je mehr Menschen ein EPD erdffnen und ihre Behandeln-
den auffordern, die wichtigsten Unterlagen im Dossier abzu-
legen, desto grosser ist der Nutzen des EPD. Insbesondere bei
den frei praktizierenden Arzten ist die Haltung gegeniiber
dem EPD jedoch ambivalent. Einerseits sehen sie den Nutzen,
wenn wichtige Informationen rasch verfiigbar sind. Anderer-
seits befiirchten sie einen Mehraufwand durch das Suchen
und Ablegen der relevanten Dokumente. Dass moglichst
viele Patienten und Gesundheitsfachpersonen mitmachen,
ist aber ein wichtiger Erfolgsfaktor fiir das EPD. Ziel miisste
es sein, dass alle Fachleute, die einen Patienten oder eine
Patientin betreuen, jederzeit Zugriff auf die gleichen Infor-
mationen haben. Damit fliessen die Informationen in einer
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Behandlung besser und effizienter. Zwar diskutiert das Par-
lament bereits iiber ein Obligatorium fiir alle Gesundheits-
fachpersonen. Doch auch ohne gesetzlichen Zwang planen
gut 46 Prozent der Arztinnen und Arzte in der Grundver-
sorgung einen Anschluss ans EPD. Interessiert sind vor allem
jiingere Arzte, die in Gruppenpraxen arbeiten. Sie dokumen-
tieren im Vergleich zu ihren ilteren Kollegen bereits heute
die Krankengeschichte grosstenteils elektronisch. Die Ein-
fiihrung des EPD koénnte im Gesundheitswesen damit auch
den Digitalisierungsschub bewirken, den es fiir eine zeit-

gemisse Gesundheitsversorgung dringend braucht. [ |
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VORSORGE

BVG 21: Botschaft zur Reform
der beruflichen Vorsorge

Franziska Grob,
Sybille Kaslin; Bundesamt fiir Sozialversicherungen

Am 25. November 2020 hat der Bundesrat die Botschaft zur Reform der beruflichen

Vorsorge verabschiedet. Die Reform soll das Rentenniveau sichern, die Finanzierung

starken und die Vorsorge von Teilzeitbeschiftigten - und damit insbesondere von

Frauen - verbessern. Der BVG-Umwandlungssatz soll auf 6,0 Prozent gesenkt und die

Senkung durch Ausgleichsmassnahmen abgefedert werden.

Die berufliche Vorsorge (2. Sdule) steht vor der doppelten
Herausforderung von steigender Lebenserwartung und
ungeniigenden Anlagerenditen. Eine Reform ist dringend
notwendig. In seiner Botschaft zur Anderung des Bundes-
gesetzes tiber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge (Reform BVG 21, 20.089) an das Parlament
beantragt der Bundesrat, das Reformmodell zu iibernehmen,
das auf seinen Wunsch von einigen Sozialpartnern - dem
Schweizerischen Arbeitgeberverband (SAV), dem Schweize-
rischen Gewerkschaftsbund (SGB) und Travail Suisse - ent-

wickelt wurde.

DAS REFORMMODELL DERBVG 21 Ziel der Reform BVG 21
ist es, die Finanzierung der beruflichen Vorsorge zu sichern

50

und gleichzeitig das Leistungsniveau zu erhalten. Zudem

soll sie die Vorsorge von Personen mit tieferen Einkommen

und Teilzeitbeschiftigten verbessern. Dafiir sind folgende

Massnahmen vorgesehen:

- Senkung des Mindestumwandlungssatzes: Der Mindest-
umwandlungssatz fiir das ordentliche Rentenalter soll
in der obligatorischen beruflichen Vorsorge von 6,8 auf
6 Prozent gesenkt werden. Diese Senkung ist trotz der
Ablehnung entsprechender Vorlagen in den Jahren 2010
und 2017 wegen des tiefen Zinsniveaus und der gestiege-
nen Lebenserwartung notwendig. Der heute geltende Satz
von 6,8 Prozent setzt einen Bruttoertrag von rund 5 Pro-
zent voraus. In der gegenwirtigen Finanzmarktsituation
lasst sich eine solche Rendite jedoch langfristig nicht er-



wirtschaften. Die vorgeschlagene Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes fithrt zu Neurenten, die um rund
12 Prozent tiefer liegen als heute. Da eine solche Einbus-
se nicht vertretbar ist, gehort die Wahrung des Renten-
niveaus auf dem jetzigen Stand zu den Hauptzielen der
Reform. Uber zwei Wege soll dieses erreicht werden: ei-
nerseits tiber die Verstirkung des Alterssparens durch die
Senkung des Koordinationsabzugs und die Anpassung der
Sitze fur die Altersgutschriften, und andererseits iiber die
Schaffung eines solidarisch finanzierten Rentenzuschlags
fur kiinftige Rentnerinnen und Rentner. Die Kombinati-
on dieser Massnahmen erméglicht es, das Leistungsniveau
insgesamt zu halten und fir Personen mit tieferen Ein-
kommen, Teilzeitbeschiftigte und Mehrfachbeschiftigte
sogar zu verbessern. Davon werden vor allem Frauen pro-
fitieren.

Halbierung des Koordinationsabzugs: Der Koordinati-
onsabzug soll halbiert werden. Aktuell entspricht er 7/8
der maximalen AHV-Altersrente (2021: 25 095 Fr.). Mit der
Halbierung (12 548 Fr.) wird der in der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge versicherte Lohn erhoht, wodurch sich
das Vorsorgeniveau der Versicherten mit tiefen und mitt-
leren Einkommen verbessert. Bei einer Person mit einem
jahrlichen Erwerbseinkommen von 70 ooo Franken wire
damit ein Lohn von 57 452 Franken (70 0ooo minus 12 548
Fr)) versichert, nach geltendem Recht sind es nur 44 905
Franken. Die Halbierung des Koordinationsabzugs hat bei
tieferen Jahreslohnen eine verhiltnismissig stirkere Wir-
kung als bei héheren Jahreslohnen. Diese Massnahme tragt
auch den neuen Realititen beim Erwerbsverhalten Rech-
nung (Teilzeitarbeit, Mehrfachbeschiftigung). Auch die-
se Anderung wird insbesondere Frauen zugutekommen.
Anpassung der Altersgutschriftenséatze: Die Beitrags-
unterschiede zwischen jiingeren und alteren Versicher-
ten sollen verringert werden. Hierfiir sollen die Altersgut-
schriften angepasst und im Vergleich zu heute weniger
stark gestaffelt werden. Die Altersgutschriften betra-
gen mit der neuen Staffelung im Alter von 25 bis 44 Jah-
ren 9 Prozent, ab 45 Jahren 14 Prozent des BVG-pflichtigen
Lohns. Heute liegen die Altersgutschriften fiir Versicherte
ab 55 Jahren bei 18 Prozent. Diese Massnahme bewirkt, dass
die Mehrkosten fiir tiber 54-jahrige Versicherte gegeniiber
denjenigen zwischen 45 und 54 Jahren in der beruflichen
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Vorsorge entfallen und der entsprechende Altersnachteil
beseitigt wird.

- Rentenzuschlag: Zusitzlich zur Verstirkung des Alters-
sparens wird ein Rentenzuschlag geschaffen - auch dies
mit dem Ziel, die Senkung des Umwandlungssatzes auszu-
gleichen und eine tiefere Altersrente der obligatorischen
beruflichen Vorsorge zu vermeiden. Der Zuschlag soll al-
len Personen ausbezahlt werden, deren Anspruch auf eine
Alters- oder Invalidenrente der beruflichen Vorsorge nach
Inkrafttreten dieser Reform entsteht.

Kiinftige Beziigerinnen und Beziiger von Alters- und Inva-
lidenrenten der beruflichen Vorsorge sollen einen lebens-
langen monatlichen Rentenzuschlag erhalten. Fiir eine
Ubergangszeit von 15 Jahren ist dessen Hohe im Gesetz fest-
gelegt: Der Zuschlag betragt fiir die ersten fiinf Neurentner-
jahrgange nach Inkrafttreten 200 Franken pro Monat, fiir
die weiteren fiinf Jahrgange 150 Franken und fiir die letz-
ten finf Jahrgange 100 Franken. Danach legt der Bundes-
rat den Betrag nach Massgabe der verfiigbaren Mittel jedes
Jahr neu fest. Die Hohe des Rentenzuschlags ist unabhan-
gig von der Hohe der ausbezahlten Rente. Dies wird speziell
Personen mit tiefen und mittleren Einkommen sowie Teil-
zeitbeschiftigten zugutekommen, insbesondere Frauen. Der
Rentenzuschlag soll zur Akzeptanz der sofortigen Senkung
des Mindestumwandlungssatzes beitragen. Finanziert wird
der Rentenzuschlag durch einen Beitrag von o,5 Prozent auf
dem AHV-pflichtigen Jahreseinkommen bis 860 400 Franken
(Stand 2021). Der Beitrag soll von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern je zur Halfte bezahlt werden.

ALTERNATIVVORSCHLAGE In der Vernehmlassung zur
Reformvorlage hat insbesondere der Rentenzuschlag zu
Diskussionen Anlass gegeben. Verschiedene Kreise lehnen
diesen ab; sie haben daher alternative Reformmodelle vor-
geschlagen. Im Anschluss an das Vernehmlassungsverfah-
ren haben einige Teilnehmer (insbesondere ASIP, SGV und
Schweizerischer Versicherungsverband) diese nicht mehr
weiterverfolgt und sich auf einen gemeinsamen Alternativ-
vorschlag geeinigt.

In der Botschaft zur BVG 21 wird der Alternativvorschlag
eingehend dargestellt (BBl 2020 9836-9842). Dieser sieht
ebenfalls eine Senkung des Mindestumwandlungssatzes in
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BVG 21: Vergleich der Botschaft mit dem Alternativvorschlag ™

Geltendes Recht Botschaft Alternativvorschlag

Senkung des Mindestumwandlungssatzes

Sofort auf 6,0 % Sofort auf 6,0%

Massnahmen zur Abfederung der Senkung des Umwandlungssatzes

Senkung des Koordinationsabzugs (KoA)

Koordinationsabzug Halbierung KoA: 12548 Fr. KoA: 60 % des AHV-Lohnes,
=25095Fr. = Erhohung des versicherten Lohnes | maximal 21510 Fr.
=Erhdhung des versicherten Lohnes
Sparbeginn
Alter 25 Alter 25 Alter 20
Anpassung der Altersgutschriften- 20-24 0% 20-24 0% 20-24
satze (in % des versicherten Lohns, 25-34 7% 25-34 9% 25-34

d.h. AHV-Lohn minus KoA) 35-44 10% 35-44 9% 35-44
45-54 15% 45-54 14% 45-54
Ab 55 18% Ab 55 14% Ab 55
Total 500 % Total 460 % Total

Andere Ausgleichsmassnahmen (inshesondere fiir die Ubergangsgeneration)

Rentenzuschlag BV(_i_-Besitzstandgarantie
fiir Ubergangsgeneration

Erste 15 Jahrgange: Erste 10 Jahrgénge: Garantie
200/150/100 Fr. pro Monat. des Rentenniveaus.

Spatere Jahrgange: nach Massgabe | Spatere Jahrgange: Zéhlen nicht

der vorhandenen Mittel. mehr zur Ubergangsgeneration,
deshalb keine Garantie des Renten-
niveaus.

Kollektiv finanziert mit 0,5% Keine Angaben zur Finanzierung
der AVH-Lohne. (ob zentral oder dezentral)

«Zentralisierter» Ausgleich, abge-
wickelt tiber Sicherheitsfonds BVG.

Sichern die Massnahmen das Rentenniveau?

Ja, bis zu einem Lohnniveau von Ja, bis zu einem Lohnniveau von
rund 60000 Fr. rund 40000 Fr.

Hohere Lohne: Hohere Lohne:
Renteneinbussen bis zu 8 %. Renteneinbussen bis zu 13 %.

Quelle: Botschaft Reform BVG 21.




einem einzigen Schritt vor sowie Ausgleichsmassnahmen
fiir die Ubergangsgeneration zur Abfederung der Renten-
einbussen, die diese Senkung zur Folge hitte (vgl. Tabelle T1).

AKZEPTANZ EINER REFORMVORLAGE Laut Einschit-
zung des Bundesrates wird eine Reformvorlage, die sich
ausschliesslich auf die dringend notwendige Senkung des
Mindestumwandlungssatzes beschrinkt und Kompensa-
tionsmassnahmen nur fiir die direkt Betroffenen vorsieht,
im Parlament keine Mehrheit finden. Der Bundesrat erach-
tet eine Reform nur dann als mehrheitsfahig, wenn sie auch
eine Anpassung der beruflichen Vorsorge an die Verdnde-
rungen im Erwerbsverhalten vollzieht. Die Akzeptanz einer
Reformvorlage in der beruflichen Vorsorge steigt aus Sicht
des Bundesrats zudem, wenn eine von allen Versicherten
und Arbeitgebern solidarisch finanzierte Ausgleichsmass-
nahme auch jenen Versicherten zugutekommt, die in den
letzten Jahren durch die Quersubventionierung von laufen-
den Altersrenten Einbussen bei ihren eigenen zu erwarten-
den Leistungen hinnehmen mussten - infolge einer tieferen
Verzinsung ihrer Altersguthaben oder aufgrund reglemen-
tarischer Anpassungen der Umwandlungssitze umhiillender
Vorsorgeeinrichtungen. Der Bundesrat hilt deshalb in seiner
Botschaft am Kompromiss der Sozialpartner fest. Die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Massnahmen tragen dem Tief-
zinsumfeld Rechnung. Sie sorgen dafiir, dass die Senkung
des Mindestumwandlungssatzes im obligatorischen Teil der
2. Sdule durch gréssere Spareinlagen kompensiert wird und
Geringverdienende sowie Teilzeiterwerbstitige ihre beruf-
liche Vorsorge verbessern kénnen.

STAND DER PARLAMENTARISCHEN BERATUNG Im Feb-
ruar 2021 hat die Kommission fiir soziale Sicherheit und
Gesundheit des Nationalrats (SGK-N) zum Start ihrer Bera-
tungen breite Anhérungen durchgefithrt und danach ein-
stimmig das Eintreten beschlossen. n

LITERATUR
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Veranderungen der Ausgaben in Prozent seit 1980

Verdnderung

15% — AHV AHV 1990 2000 2010 2018 2019 in%VR

Einnahmen inkl. Kapitalwerténderung (Mio. Fr.) 20355 28792 38495 41835 46937 12,2%

davon Beitrdge Vers./AG 16029 20482 27461 31718 32508 2,5%

10% davon Beitrage 6ff. Hand 3666 7417 9776 11295 11571 2.4%

Ausgaben 18328 211722 36604 44055 45254 2,1%

davon Sozialleistungen 18269 27627 36442 43841 45032 2,7%

- | 1 0 Betriebsergebnis 2027 1070 1891 —-2220 1682 175,8%

Kapital? 18157 22720 44158 43535 45217 3.9%

Beziiger/innen AV-Renten 1225388 1515954 1981207 2363780 2403764 1.7%

Beziiger/innen Witwen/r-Renten 74651 79715 120623 158754 164438 3,5%

0% AHV-Beitragszahlende 4291096 4552910 5252923 5776483 5813670 0,6 %
1980 84 88 92 96 00 04 08 12 16

30% e EL zur AHV EL zur AHV 1990 2000 2010 2018 2019 VR'

20% Ausgaben (= Einnahmen) (Mio. Fr.) 1124 1441 2324 2956 3058 3.4%

10% I 1 bl davon Beitrdge Bund 260 318 599 771 818 5,3%

0% ".ulr.'l J‘llhmruﬁﬂm“dm“w davon Beitrdge Kantone 864 1123 1725 2179 2239 2,7%

0% FRE Beziiger/innen (bis 1997 Félle) 120684 140842 171552 212958 219525 3,1%
1980 84 88 92 96 00 04 08 12 16

15% — IV P v 1990 2000 2010 2018 2019 VR!

Einnahmen inkl. Kapitalwerténderung (Mio. Fr.) 4412 7897 8176 9025 9508 5,4%

10% davon Beitrége Vers./AG 2307 3437 4605 5313 5446 25%

Ausgaben 4133 8718 9220 9261 9484 2,4%

5% I davon Renten 2376 5126 6080 5499 5522 0,4 %

Betriebsergebnis 278 -820 -1045 -237 24 110,2%

% Schulden bei der AHV 6 -2306 -14944 -10284 -10284 0,0%

IV-Fonds? - - - 4763 47817 0,5%

. i Beziiger/innen IV-Renten 164329 235529 279527 248028 247200 -0,3%
B A;980 84 88 92 96 00 04 08 12 16

30% — 5z EL zur IV EL zur IV 1990 2000 2010 2018 2019 VR'

0 Ausgaben (= Einnahmen) (Mio. Fr.) 309 847 1751 2087 2142 2,6%

0% davon Beitrage Bund 69 182 638 761 780 2,6%

10% davon Beitrdge Kantone 241 665 1113 1327 1361 2,6 %

0% II 1] Beziiger/innen (bis 1997 Flle) 30695 61817 105596 115140 117498 2.0%
1980 84 88 92 96 00 04 08 12 16

15% — BV otalestungn) BV/2.Saule Obligatorium & Uberobligatorium 1990 2000 2010 2018 2019 VR!

Einnahmen (Mio. Fr.) 32882 46051 62107 70957 -0,5%

10% davon Beitrage AN 7704 10294 15782 20072 3,4%

et davon Beitrage AG 13156 15548 25432 29391 2,5%

5% vorhanden davon Kapitalertrag 10977 16552 15603 14152 -14,5%

Ausgaben 16447 32467 46055 55030 2,6%

0% e davon Sozialleistungen 87317 20236 30912 39395 3.8%

Kapital 207200 475000 617500 865200 -2,3%

~59% Rentenbeziiger/innen 508000 748124 980163 1164168 2.1%
1980 84 88 92 96 00 04 08 12 16

KV Obligatorische

15% — KV Krankenpflegeversicherung OKPV 1990 2000 2010 2018 2019 VR'

Einnahmen (Mio. Fr.) 8613 13898 22424 31116 32837 5,5%

10% P 1 davon Pramien (Soll) 6954 13442 22051 31597 32162 1,8%

fineaten Ausgaben 8370 14204 22200 30045 31105 3.5%

5% davon Leistungen 7402 13190 20884 28056 29482 51%

davon Kostenbeteiligung der Vers. —-801 —-2288 —-3409 —4495 —4660 -3,7%

0% Betriebsergebnis 244 -306 225 1071 1732 61,6%

Kapital 6600 6935 8651 14612 16027 9,7%

- 02980 84 88 92 96 00 04 08 12 16 Pramienverbilligung 332 2545 3980 4726 4973 5,2%
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Veranderungen der Ausgaben in Prozent seit 1980

SOZIALVERSICHERUNGSSTATISTIK / BSV, Bereich Statistik

o o s w o -

15% - UV UV alle UV-Trager 1990 2000 2010 2018 2019 VR'
10% L"JfluGesm Einnahmen inkl. Kapitalwertdnderung (Mio. Fr) 4153 6557 7742 13577 48,3%
Kiaft davon Beitrdge AN/AG 3341 4671 6303 6358 2.4%
5%1 1 ag Ausgaben 3259 4546 5993 6986 1,0%
09% brr A g .D‘“.”‘”.H‘H.H‘H.".HP.”P.H‘H.ﬂ‘“.[.H‘H.”Ll". . davon direkte Leistungen inkl. TZL 2743 3886 5170 5997 0,5%
Betriebsergebnis 895 2011 1749 6591 194,4%
750/(17980 84 88 92 96 00 04 08 12 16 Kapital 12553 27322 42817 62085 11,6%
200% — ALV ALV (Quelle: SECO) 1990 2000 2010 2018 2019 VR’
150% Einnahmen (Mio. Fr) 736 6230 5752 7904 8095 2,4%
davon Beitrage AN/AG 609 5967 5210 7200 7382 2,5%
100% [— davon Subventionen - 225 536 681 697 2,5%
50 % — 1 Ausgaben 452 3295 7457 6731 6531 -3,0%
0% (Bl “HD 'DDHUUU e BB g Rechnungssaldo 284 2935 -1705 1173 1564 33,3%
50% Kapital 2924 -3157 -6259 191 1755 819,2%
198084 88 92 96 00 04 08 12 16 Beziiger/innen? (Total) 58503 207074 322684 312871 298573 —4,6 %
15%— EO —eg I EO 1990 2000 2010 2018 2019 VR’
Einnahmen inkl. Kapitalwertdanderung (Mio. Fr) 1060 872 1006 1669 1838 101%
10% | davon Beitrdge 958 734 985 1706 1749 2,5%
- Ll Ausgaben 885 680 1603 1681 1695 0,9%
‘ H Betriebsergebnis 175 192 -597 -12 142
O%H - | IR I H In bladlde_nond s Kapital 2657 3455 412 1025 1167 13,9%
-5% 1 FZ 1990 2000 2010 2018 2019 VR’
~10% 23.3% 1% Einnah (Mio. Fr.) 2689 3974 5074 6260 -0,9%
1980 84 88 92 96 00 04 08 12 16 davon FZ Landwirtschaft 112 139 149 101 —8.8%
Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV 2018 AHV
Einnahmen Verdnderung ~ Ausgaben Verénderung Rechnungssaldo Kapital ‘ ‘ ‘ ‘ ‘
Sozialversicherungszweig Mio. Fr. ~ 2017/2018 Mio. .~ 2017/2018 Mio. Fr. Mio. Fr. EL ARV GRSV: Einnahmen (schwarz)
AHV (GRSV) 43585 1,6% 44055 1,8% —470 43535 v und Ausgaben (grau) 2018
EL zur AHV (GRSV) 2956 1.7 % 2956 1,7 % = =
1V (GRSV) 9268 —84% 9261 0.3% 7 —5621 ELIV
EL zur IV (GRSV) 2087 2,7% 2087 2,7% = =
BV (GRSV) (Schatzung) 70957 -0,5% 55030 2,6 % 15927 865200 BV
KV (GRSV) 31537 46% 30045 17% 1492 14612 Kv
UV (GRSV) 8021 0,6 % 6986 1,0% 1035 62085 uv
EO (GRSV) 1722 1,8% 1681 -2,5% 4 1025
ALV (GRSV) 7904 21% 6731 -83% 1173 191 Y
FZ (GRSV) 6260 -0,9% 6332 1.2% -72 2679 ALV
Konsolidiertes Total (GRSV) 183537 0,6% 164404 1.5% 19133 983806
Fz Mr‘d, F‘r
0 5 10 15202530 3540 455055 60 65 70 75

Volkswirtschaftliche Kennzahlen 2000 2005 2010 2015 2017 2018
Soziallastquote* (Indikator geméss GRSV) 24,3% 24,7 % 24,3% 25,7% 26,2 % 25,4 % ) o
" - " inTausend  Registrierte i seit 2000 (inkl.
Sozialleistungsquote® (Indikator gemass GRSV) 17.5% 19,6 % 18,9 % 20,0% 20,5% 20,0% 200
. N |
Arbeitslose 02017 062018 #2019 Nov.20 Dez.20 Jan.21 160 WAV, VAT Y \w v
Registrierte Arbeitslose 143142 118103 106932 153270 163545 169753 . ll \"\j I/ AVIY n
Arbeitslosenquote® 3.1% 2,5% 2,3% 3,3% 3.5% 3.7% N v
80 VN
Demografie Basis: Szenario A-00-2020 2018 2019 2020 2030 2040 2045 40
Jugendquotient’ 32,8% 32.8% 32.9% 34,9% 35,5% 35,3% Q
Altersquotient’ 31.2% 31,6 % 31,6 % 39,0% 44,8% 46,1 % 00 02 04 06 08 10 12 14 16 18 20 22
Verdnderungsrate des letzten verfiigharen Jahres. 7 Jugendquotient: Jugendliche (0- bis 19-Jéhrige) im Verhdltnis zu den Aktiven.
Uberweisung von 5 Mrd. Franken per 1.1.2011 vom AHV- zum IV-Kapitalkonto. Altersquotient: Rentner/innen (M > 65-jahrig / F > 64-jahrig) im Verhaltnis zu den Aktiven.
Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten. Aktive: 20-Jahrige bis zum Erreichen des Rentenalters (M 65/ F 64).
Verhaltnis Sozialversicherungseinnahmen GRSV zum Bruttoinlandprodukt in Prozent.
Verhaltnis Sozialversicherungsleistungen GRSV zum Bruttoinlandprodukt in Prozent. Quellen: Schweizerische Sozialversicherungsstatistik 2020 des BSV; SECO, BFS.
Anteil der registrierten Arbeitslosen an der Zahl der Erwerbspersonen. Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch
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NACHGEFRAGT

Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030

2015 hat die UNO die Agenda 2030 verabschiedet. Die Agenda und

ihre 17 Ziele ftir nachhaltige Entwicklung (Sustainable Develop-

ment Goals) sind der Referenzrahmen fiir die Strategie Nachhalti-

ge Entwicklung 2030, die der Bundesrat derzeit erarbeitet.

Maria Stoll, Bundesamt fiir
Raumentwicklung ARE

Was ist die Strategie
Nachhaltige Entwick-
lung 2030 und wie ord-

net sie sich in die beste-
henden politischen Prozesse des
Bundes ein?

In dieser Strategie entwirft der
Bundesrat seine politischen Schwer-
punkte und Leitlinien fiir die Umset-
zung der Agenda 2030. Dabei veran-
kert er die nachhaltige Entwicklung
als wichtige Anforderung an alle Poli-
tikbereiche des Bundes. Die Strategie
setzt drei Schwerpunkte mit beson-
derem Handlungs- und Abstimmungs-
bedarf, um die Ziele bis 2030 zu errei-
chen: «Nachhaltiger Konsum und
nachhaltige Produktion», «Klima, Ener-
gie und Biodiversitit» und «Chancen-
gleichheit». Sie legt zudem dar, wie
Wirtschaft, Finanzmarkt sowie Bil-
dung, Forschung und Innovation die
nachhaltige Entwicklung vorantrei-
ben kénnen und welche Rahmenbedin-
gungen nétig sind. Hierfiir lassen sich
sowohl zahlreiche sektorpolitische In-
strumente als auch nichtstaatliche Ini-
tiativen einsetzen und mobilisieren.
Der Mehrwert der Strategie besteht
darin, transversale Themen wie Chan-

cengleichheit, Armutsprivention oder
die Bekdmpfung von Diskriminierung
ganzheitlich anzugehen.

Welche Handlungsfelder sollen im
Bereich der Chancengleichheit ent-
wickelt werden?

Im Handlungsfeld «Die Selbstbe-
stimmung jeder und jedes Einzelnen
fordern» geht es darum, dass alle Mit-
glieder der Gesellschaft am Wohlstand
teilhaben und ihr Leben selbstbestimmt
gestalten konnen. Die Ziele umfassen
die Reduktion der Armut sowie den
Zugang zu bezahlbarer Gesundheits-
versorgung, angemessenem Wohnraum
und hochwertiger Bildung. Das zweite
Handlungsfeld fokussiert auf die Star-
kung des sozialen Zusammenhalts.
Diskriminierung, Ungleichheit und
Benachteiligung sollen verringert, der
gesellschaftliche Zusammenhalt unter
Beriicksichtigung kultureller Diver-
sitit, sozialer und territorialer Dispa-
rititen geférdert, die Solidaritit zwi-
schen den Generationen sichergestellt
werden. Und nicht zuletzt soll die tat-
siachliche Gleichstellung von Frau und
Mann gewihrleistet werden, indem die
Ungleichheiten im Erwerbsleben, in der
Ausbildung, in der Politik und in der
Familie beseitigt werden.
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WAS IST EIGENTLICH?

[a'genda 2030]

Mit der Agenda 2030 haben sich die UNO-Mit-
gliedsstaaten 17 Ziele fiir eine tkologisch, sozial
und wirtschaftlich nachhaltige Entwicklung ge-
setzt. Diese 17 Sustainable Development Goals
(SDG) reichen von der Beseitigung von weltwei-
tem Hunger und Ungleichheiten tber die Star-
kung von nachhaltigem Konsum und nachhalti-
ger Produktion bis hin zu Massnahmen fiir den
Klimaschutz.

Die Agenda 2030 richtet sich an alle: die Regie-
rungen weltweit, aber auch die Zivilgesellschaft,
die Privatwirtschaft und die Wissenschaft. Sie
alle sind dazu aufgerufen, zu identifizieren, zu
welchen SDG sie einen Beitrag leisten konnen,
und diesen Beitrag zu verstarken, indem sie die
SDG in ihre Zielsetzungen und Prozesse aufneh-
men.

www.agenda2030.admin.ch

DIE SOZIALE ZAHL

Personen bzw. 8,7 % der Bevélkerung waren in
der Schweiz 2019 von Einkommensarmut betrof-
fen, davon 155000 Erwerbstétige. Weiter waren
1,3 Mio. Personen armutsgefdhrdet und rund
408000 Personen von materieller Entbehrung
betroffen. Die durchschnittliche Armutsgrenze
betrug fir eine Einzelperson 2279 Franken pro
Monat und fiir zwei Erwachsene mit zwei Kindern
3976 Franken. Die entsprechenden Armutsge-
fahrdungsgrenzen betrugen 2504 Franken resp.
5258 Franken. Nachdem die Armutsquote der
Gesamtbevolkerung zwischen 2007 und 2013 von
9,3% auf 5,9% sank, steigt sie seit 2014 (6,7%)
wieder an. Die Armutsquote der Erwerbstétigen
zeigt keinen klaren Trend.

www.statistik2030.ch, www.bfs.admin.ch




VOR 30 JAHREN

Das Bundesgericht erlost

die Innerrhoderinnen

Am 28.4.1991 nahmen die Appenzell-Innerrhoderinnen erst-

mals an einer Landsgemeinde teil. 20 Jahre nach den meisten

anderen Schweizer Frauen, die die kantonalen politischen

Rechte spatestens bis 1972 erhielten - und auch 20 Jahre nach

Erhalt des eidg. Stimm- und Wahlrechts am 7. 2.1971.

Im Gegensatz zu den Ausserrhodern -
die 1989 endlich ein Einsehen gehabt
hatten, waren die Innerrhoder Méinner
an der Landsgemeinde nicht freiwillig
zusammengeriickt, um den Frauen im
Landsgemeindering Platz zu machen.
Vielmehr waren sie nach 1973 und 1982
1990 auch ein drittes Mal nicht bereit,
die als Urform der Demokratie ideali-
sierte Landsgemeinde zu 6ffnen.

Nach der Landsgemeinde von 1990
reichten 53 Innerrhoder Frauen und 49
Innerrhoder Manner gegen den Lands-
gemeindebeschluss beim Bundesgericht

je eine staatsrechtliche Beschwerde
wegen Verletzung des Gleichstellungs-
artikels (Art. 4 Abs.1und 2 BV 1874; Art. 8
BV 1999) ein, die das Bundesgericht in
seinem Urteil BGE 116 Ia 359 guthiess.
Dabei beschied es dem Kanton Appen-
zell Innerrhoden, den Wortlaut des kan-
tonalen Stimmrechtsartikels (Art. 16
Abs. 1 KV) ab sofort uneingeschrinkt
auch auf die Frauen anzuwenden, ohne
dass hierfiir die kantonale Verfassung
angepasst werden miisse.

www.hls.ch > Frauenstimmrecht,
«St. Galler Tagblatt», 27.11.2020.

GUT ZU WISSEN

KURZ NOTIERT

Neue Vizedirektorin

Seit 8. Februar 2021 hat das Bundesamt fiir Sozial-
versicherungen mit Astrid Wiithrich eine neue Vize-
direktorin. Astrid Withrich bringt eine Ausbildung
als Historikerin und Soziologin sowie eine Manage-
ment-Weiterbildung mit. Sie verfigt Giber langjahrige
Berufserfahrung beim Bund und in der Verwaltung
des Kantons Bern, zuletzt als Vorsteherin des berni-
schen Alters- und Behindertenamts (ALBA). Astrid
Withrich leitet das Geschaftsfeld Familien, Gene-
rationen und Gesellschaft. Es ist verantwortlich fiir
die Familienzulagen, die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie, die Kinder- und Jugendpolitik, die Alterspo-
litik sowie ftir die Betreuung weiterer gesellschafts-
politischer Themen im Aufgabenbereich des Bundes.

Viamia: Berufliche Stand-
ortbestimmung fiir U40

Seit Januar 2021 konnen U40 in elf Kantonen (BE,
BL, BS, FR, GE, JU, TI, VD, VS, ZG, ZH) im Rahmen
eines Pilotprojekts bei den kant. Berufsberatungs-
und Informationszentren eine kostenlose Standort-
bestimmung mit anschliessender Laufbahnberatung
in Anspruch nehmen. Ziel ist es, die Position &lterer
Berufstatiger im Arbeitsmarkt zu starken. Die Finan-
zierung des Pilotprojekts erfolgt zu 80% durch den
Bund, zu 20% durch die beteiligten Kantone. Gestiitzt
auf die Evaluation, werden Bund und Kantone ein An-
gebot entwickeln, das ab Januar 2022 bis Ende 2024
schweizweit zur Verftigung stehen soll.
www.viamia.ch

AGENDA

SKOS-Weiterbildung

Einfihrung in die 6ff. Sozialhilfe (SH) in vier Modulen:
Grundlagen und Praxis; Sanktionen, Verfahren und
Verfligungen; Sozialversicherungen; Budgetberech-
nung bei Familien und Wohngemeinschaften. Ange-
sprochen sind neu in der SH téatige Mitglieder von
Sozialbehdrden, Fachleute der Sozialen Arbeit und
von Sozialdiensten. Pro Veranstaltung kdnnen zwei
Module besucht werden.

29. Juni 2021, Hotel Olten, Olten
www.skos.ch > Veranstaltungen > Weiterbildung

Forum Nachhaltige
Entwicklung

Die Tagung unterstiitzt kantonale, stadtische und
kommunale Verantwortliche bei der Umsetzung der
Agenda 2030. Sie diskutiert, wie sichergestellt wer-
den kann, dass bei deren Umsetzung niemand aussen
vorgelassen wird (leave no one behind) und wie sich
soziale zusammen mit dkologischen und wirtschaft-
lichen Anliegen angehen lassen.

18. Mai 2021, Livestream aus der Eventfabrik Bern
www.are.admin.ch/forumne
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BVG-Tagung 2021

Argumente und Entscheidungshilfen fiir Unterstel-
lungsfragen in Spezialfallen, fiir Umsetzungsfragen
der erweiterten Begiinstigung nach Art. 20a BVG
sowie fir Durchfihrungsfragen in der Sdule 3a und
bei Freiziigigkeitseinrichtungen. Fehler und Versaum-
nisse in der Durchfiihrung; nétige und unerwiinschte
Solidaritaten; Ausblick auf BVG-Reform.

11. Mai 2021, Grand Casino Luzern
www.irphsg.ch > Weiterbildung > Tagungen






IMPRESSUM

Publikationsdatum
5. Marz 2021

Herausgeber
Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV)

Redaktion

Suzanne Schar

E-Mail: suzanne.schaer@bsv.admin.ch
Telefon 058 46 29143

Die Meinung BSV-externer Autor/-innen muss
nicht mit derjenigen der Redaktion bzw. des

Amtes (ibereinstimmen.

Ubersetzungen
Sprachdienst des BSV

Redaktionskommission

Marco Leuenberger, Sybille Haas, Robert Nyffeler,

Michela Papa, Nicole Schwager, Christian Vogt,
Valérie Werthmdller

Verkauf von Einzelnummern (bis Nr. 3/21)
Bundesamt fiir Bauten und Logistik (BBL)
3003 Bern
www.bundespublikationen.admin.ch

Internet
www.soziale-sicherheit-chss.ch
Twitter: @SozSicherheit

Copyright
Nachdruck von Beitragen erwiinscht;
nur mit Zustimmung der Redaktion

Auflage
Deutsche Ausgabe 2200
Franzosische Ausgabe 1070

Abonnementspreise
Jahresabonnement (4 Ausgaben): Fr. 35.—
inkl. MwSt., Einzelheft Fr. 9.—

Vertrieb
BBL

Gestaltung
MAGMA — die Markengestalter, Bern

Satz und Druck

Multicolor Print AG
Sihlbruggstrasse 105a, 6341 Baar

318.998.1/21d






	Soziale Sicherheit CHSS Nr. 1/2021
	Editorial
	Inhaltsübersicht
	Die Interinstitutionelle Zusammenarbeit im Zeichen des Föderalismus
	Auswirkungen der Pandemie: eine erste Bilanz
	Sozialhilfe: Handlungsbedarf 
bei Rechtsschutz und -beratung?
	Online-Tagung der EKFF zur Elternzeit
	Integrationsmassnahmen unterstützen berufliche Eingliederung
	Wirtschaftliche Einbussen weit 
vor Zusprache der IV-Rente
	Evaluation Assistenzbeitrag 
2012–2019
	Das elektronische Patientendossier – es geht jetzt los
	BVG 21: Botschaft zur Reform 
der beruflichen Vorsorge
	Sozialversicherungssatistik
	Gut zu Wissen
	Nachgegragt
	Vor 30 Jahren
	Kurz Notiert
	Agenda

	Catroon
	Impressum


